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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser, die demografische Entwicklung in Deutschland, der medizinisch-technische

Fortschritt und das wachsende Gesundheitsbewusstsein in der Bevölkerung
führen zu einer zusätzlichen Nachfrage an herkömmlichen professionellen
Dienstleistungen in den Bereichen Gesundheit, Pflege und Betreuung, aber
auch an Produkten und Dienstleistungen des zweiten Gesundheitsmarktes.
Die Gesundheitswirtschaft hat eine erhebliche ökonomische Bedeutung für
den Standort Deutschland. Die Bruttowertschöpfung im Kernbereich der
Gesundheitswirtschaft lag 2018 bei knapp 370 Mrd. E. Das entspricht mehr
als 12 % des BIP. Es gibt andererseits nur wenige Bereiche, die so starken re-
gulatorischen Eingriffen ausgesetzt sind wie das Gesundheitswesen. Bei der
Bewertung von Gesundheitsimmobilien von der Arztpraxis über das Akut-
krankenhaus bis hin zum Pflegeheim bedarf es daher einer intensiven Ausei-
nandersetzung mit den jeweils geltenden Gesetzen und Verordnungen. So
wurden alleine in diesem Jahr zahlreiche neue Gesetze verabschiedet.

Mit dem am 1. Januar 2019 in Kraft getretenen Pflegepersonalstärkungs-
gesetz (PpSG) wurde die Finanzierung von Krankenhäusern neu aufgestellt.
Ab dem Jahr 2020 erfolgt die Finanzierung der Kosten des einzelnen Kran-
kenhauses für die Pflege am Bett durch ein eigenes Pflegebudget. Damit wird
sichergestellt, dass die in den Krankenhäusern anfallenden Pflegepersonalkos-
ten vollständig von den Kostenträgern finanziert werden. Da bislang die Mit-
tel für Pflegepersonalkosten von den Krankenhäusern teilweise auch für an-
dere Personalkosten genutzt wurden, werden ab 2020 rund 200 Mio. E in
die Landesbasisfallwerte überführt. Mit weiteren 50 Mio. E werden Kranken-
häuser in ländlichen Regionen gefördert. Damit wird eine bessere Versorgung
im ländlichen Raum ermöglicht.

Das „Gesetz für bessere und unabhängigere Prüfungen – MDK-Reformge-
setz“ trennt den Medizinischen Dienst organisatorisch von den Krankenkas-
sen. Der MDK soll künftig als unabhängige Körperschaft des öffentlichen
Rechts agieren. Zudem wird die Prüfung der Krankenhausabrechnung ein-
heitlicher gestaltet, um z.B. strittige Kodier- und Abrechnungsfragen syste-
matisch zu vermindern.

Ziel des Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) ist es, Patienten zu
schnelleren Arztterminen zu verhelfen. Im Mittelpunkt steht der Ausbau der
Terminservicestellen. Sie sollen spätestens mit Beginn des neuen Jahres zentrale
Anlaufstellen für Patienten werden und 24 Stunden an sieben Tagen pro Wo-
che erreichbar sein. Parallel dazu erhalten die Vertragsärzte den Auftrag, ihr
Mindestsprechstundenangebot zu erhöhen. In unterversorgten Gebieten müs-
sen die Kassenärztlichen Vereinigungen künftig eigene Praxen eröffnen oder
Versorgungsalternativen anbieten. Außerdem wird der Leistungsumfang der
gesetzlichen Krankenversicherung um zusätzliche Angebote, die ganz überwie-
gend sofort in Kraft treten, erweitert. Krankenkassen werden verpflichtet, für
ihre Versicherten spätestens ab 2021 elektronische Patientenakten anzubieten.

Gesundheitsimmobilien sind meist Betreiberimmobilien, bei denen neben
Marktfähigkeit, Wettbewerbssituation und Betreiberqualifikation auch der
Ansatz der Roherträge, Investitionskosten, Betriebskosten und die Vertrags-
ausgestaltung im Hinblick auf die aktuelle Gesetzeslage genau geprüft wer-
den muss. Die Nachfrage nach Immobilienbewertungen in diesem Sektor
und damit nach fachlich hochqualifizierten Sachverständigen wird künftig
deutlich steigen.

Im Blick auf den Jahresausklang möchten wir uns bei Ihnen, liebe Leser,
herzlich für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung bedanken. Es hat Spaß ge-
macht und ich persönlich durfte wertvolle persönliche und fachliche Erfah-
rungen über das Bewertungswesen und die kleinen und großen Probleme
von Sachverständigen vor Ort gewinnen. Wir wünschen Ihnen ein besinn-
liches Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins Jahr 2020.

Ihre Gabriele Bobka
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Gabriele Bobka

Erfolgsmethode in der Markt-
wertermittlung
Für die Qualifikation und das Verhalten von Sachverständigen sowie die inhaltlichen Anforderungen an ein
Gutachten bestehen zahlreiche berufliche Standards. Jedoch fehlten bisher Best Practice-Empfehlungen für
die Besichtigung von Objekt und Standort, die Datenerhebung, das Analysieren, das Würdigen mit Blick auf
die Ergebnisse der Objektbesichtigung und die nachvollziehbare Beurteilung der jeweils relevanten Aspek-
te im Gutachten. Um hier Unterstützung zu bieten, hat die Kompetenzgruppe Marktwertermittlung der
Gesellschaft für immobilienwirtschaftliche Forschung (gif) Standards für Marktwertgutachten erarbeitet,
die bestehende berufsrechtliche Regelungen ergänzen und erforderliche Kernkompetenzen der Gutachter
aufzeigen und positionieren. Brigitte Adam, geschäftsführende Gesellschafterin der Sachverständigenge-
sellschaft ENA Experts und vor ihrer Wahl zum Vorstandsmitglied bei der gif Leiterin der gif-Kompetenz-
gruppe Marktwertermittlung, erläutert im Interview die wichtigsten Inhalte.

Online-Bewertungsportale erwe-
cken den Eindruck, Immobilien-
bewertung ließe sich mit einem
Knopfdruck erledigen. Braucht es
den Immobiliengutachter noch?

Adam: Solche Portale erstellen in der
Regel eine Schätzung, deren Aus-
sagekraft von der Qualität der hinter-
legten Daten und der Eingabegenau-
igkeit abhängt. Der Marktwert wird
dabei nicht ermittelt. Die Anbieter
übernehmen im Gegensatz zum
sachverständigen Wertermittler auch
keine Haftung für ihr Ergebnis. Es ist
durchaus denkbar, dass sogenannte
„Standardimmobilien“ künftig nahe-
zu vollständig automatisiert bewertet

werden können. Bei komplexeren Im-
mobilienbewertungen, bei denen der
Unikatcharakter einer Immobilie zum
Tragen kommt, ist die Künstliche In-
telligenz überfordert.

Durch welche Kernkompetenzen
zeichnet sich denn ein seriöser
Immobiliengutachter aus?

Adam: Gefragt sind ein strukturelles
wie aktuelles Verständnis des be-
wertungsrelevanten Marktgesche-
hens und der unterschiedlichen Inte-
ressenlagen der Marktteilnehmer.
Darüber hinaus muss der Gutachter
ein Gespür dafür haben, wie das Be-
wertungsobjekt zum Bewertungs-
stichtag von den Marktteilnehmern
wahrgenommen wird. Neben dieser
Marktkompetenz muss der Bewerter
alle üblichen Wertermittlungsverfah-
ren, deren Gemeinsamkeiten und
Unterschiede sowie deren Kontext
zum Wertermittlungszweck kennen,
also über Methodenkompetenz ver-
fügen. Um die Einflussfaktoren auf
den Marktwert sachgerecht würdi-
gen zu können, muss er zudem über
das entsprechende technische, wirt-
schaftliche und rechtliche Know-
how zurückgreifen können. Diese
besondere Sachkunde ist kontinuier-
lich zu aktualisieren. Es bedarf zu-
dem eines hohen Maßes an sozialer
Kompetenz, um in Kommunikations-
und Interaktionssituationen entspre-
chend den Bedürfnissen der Beteilig-
ten Realitätskontrolle zu überneh-
men und effektiv zu handeln.

Bei zahlreichen Bewertungsanläs-
sen, insbesondere bei Gerichts-
gutachten, ist die persönliche Be-
sichtigung des Bewertungsobjekts
Pflicht. Was muss der Gutachter
dabei berücksichtigen?

Adam: Eine ordnungsgemäße Innen-
und Außenbesichtigung des Objekts
setzt voraus, dass der Gutachter sich
vor dem Ortstermin alle wesentlichen
Objekt- und Standortinformationen
verschafft. Nur so kann er Abwei-
chungen, Widersprüche oder Lücken
zwischen Soll- und Istzustand bei der
Begehung fachgerecht erkennen und
sachverständig aufklären. Zu besichti-
gen sind das Objekt und der Standort
im Hinblick auf die tatsächlichen
Eigenschaften und Qualitäten, mög-
liche Entwicklungspotenziale und
Veränderungen, Wirtschaftszusam-
menhänge, Agglomerationseffekte,
Konkurrenzsituation, Entwicklungs-
potenziale und die Umfeld-Qualitä-
ten. Aus der Inaugenscheinnahme
heraus kann der Gutachter prüfen,
ob eine Nacherhebung von relevan-
ten Daten notwendig ist. Die Sekun-
därdaten werden mit der Erhebung
der Primärdaten durch die Besichti-
gung in Zusammenhang gebracht,
auf Wechselwirkungen geprüft und
plausibilisiert. Anschließend werden
die wertrelevanten Eindrücke der Be-
sichtigung beschrieben und doku-
mentiert. Diese Leistung ist nicht
teilbar, der fachlich verantwortliche
Gutachter hat die Besichtigung
höchstpersönlich durchzuführen.

Brigitte Adam, Quelle: ENA Experts GmbH
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In der Immobilienbewertung spie-
len Daten eine große Rolle. Wie
gelingt es in Zeiten von Big Data
und Fake News den Wert oder die
Qualität von Daten richtig ein-
zuschätzen?

Adam: Für die Immobilienbewertung
werden Objekt-, Standort-, Markt-
daten und -unterlagen auf vielfälti-
gen Wegen ermittelt. Ihre Quellen
sind vom Sachverständigen zu identi-
fizieren, selektieren und im Hinblick
auf Zeiträume, rechtliche Gegeben-
heiten, tatsächliche Eigenschaften,
Nutzungsarten, Umgebungsbezug,
oder auch Marktkonformität zu un-
tersuchen. Eine Gegenüberstellung
verschiedener Datenanbieter und
-quellen ist dabei obligatorisch. Indi-
rekte Vergleichsdaten, die untersucht
und verwendet werden, sind an das
Bewertungsobjekt, den Standort oder
Markt anzupassen. Stehen keine aus-
reichenden Daten zur Verfügung, ist
dies im Gutachten darzulegen.

Die Empfehlungen schlagen die
SWOT-Analyse als Instrument für
die Interpretation und Würdi-
gung der Analyseergebnisse vor.
Was bedeutet das konkret?

Adam: Die SWOT-Analyse führt
Stärken und Schwächen der Liegen-
schaft auf und stellt zusammenfas-
send wesentliche relevante Aspekte
für eine Immobilie transparent dar.
Hierzu werden die jeweiligen Ge-
sichtspunkte in einer Matrix fest-
gehalten. Dabei berücksichtigt die
obere Matrixzeile vor allem die Be-
standssituation der Immobilie (Ist-Si-
tuation), während die untere Matrix-
zeile Potenziale und Risiken für die
künftige Ausrichtung darstellt. In
den Matrixspalten werden analog
hierzu Positiv- und Negativaspekte
vergleichend gegenübergestellt. Für
jeden der vier SWOT-Bausteine kön-
nen grundsätzlich wesentliche Eigen-
schaften des Marktes, des Stand-
ortes und des Objektes sowohl auf
der Makro-, als auch auf der Mikro-
ebene berücksichtigt werden. Diese
SWOT-Analyse dient der zusätzlichen
Information, wie die Sachverständi-
gen das Bewertungsobjekt einord-
nen bzw. positionieren.

Seit Einführung der ImmoWertV
und der Wertermittlungsrichtlini-
en spielt die Modellkonformität
eine große Rolle. Wie kommt die-
se in den Empfehlungen zum Tra-
gen?

Adam: Die Modellkonformität be-
stimmt als Vorgabe nicht nur die
einzelnen Parameter, sondern auch
die funktionalen Wirkungszusammen-
hänge der einzelnen Parameter unter-
einander und ihre Auswirkungen auf
das rechnerische Ergebnis. Für den
Gutachter bedeutet das die Notwen-
digkeit, sich in jedem Bewertungsfall
in das Modell des zuständigen Gut-
achterausschusses einzuarbeiten. Die
Qualität der Festsetzung von zentra-
len Wertparametern wie die objekt-
spezifischen Marktmieten oder des
Kapitalisierungszinssatzes ist unmit-
telbar abhängig von der Qualität
der Besichtigung, der Datenerhebung,
der Analyse und der Würdigung
durch die fachlich verantwortlichen
Sachverständigen. Durch Festsetzung

der Einzelparameter erfolgt die nach-
vollziehbare Einordnung des Bewer-
tungsobjekts in seinen Markt unter
Berücksichtigung aller festgestellten
Tatsachen, Einschätzungen, Analysen
und Würdigung. Eine Doppelberück-
sichtigung derselben Chancen und Ri-
siken, Stärken und Schwächen des
Objektes, Standortes und Marktes ist
bei der Festsetzung der Parameter zu
vermeiden. Aus der Wahl der einzel-
nen Parameter wird abschließend
der Marktwert festgesetzt. Dieser ist
nachvollziehbar in den vorhandenen
Vergleichsdaten zu positionieren und
plausibilisieren. Der gerundete Markt-
wert ist im Gutachten klar zu benen-
nen.

Die kompletten Standards „Erfolgs-
methode der Wertermittlung“ kön-
nen kostenfrei bei der gif Gesell-
schaft für immobilienwirtschaftliche
Forschung unter https://www.gif-ev.
de/onlineshop/detail/445 abgerufen
werden.

Abb. 1: Darstellung des SWOT-Modells in der Wertermittlung. Quelle: gif Gesellschaft für im-
mobilienwirtschaftliche Forschung
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Gabriele Bobka

Expo Real 2019: Business as usual
Drei Tage war die Gewerbeimmobilienmesse Expo Real Plattform für Diskussionen, Netzwerke, Horizont-
erweiterung und Geschäfte. Die Stimmung war bestens und trotz Brexit, Konjunktureintrübung und Han-
delsstreit überwog realitätsbezogener Optimismus. „2.190 Aussteller aus 45 Ländern, mehr als 46.000 Teil-
nehmer aus 76 Ländern, eine weitere Halle eröffnet: Die Messe war 2019 größer und internationaler denn
je“, berichtet Klaus Dittrich, Vorsitzender der Geschäftsführung, Messe München. „Die starke Beteiligung
spiegelt eine positive Erwartung der Immobilienwirtschaft für dieses Jahr wider.“ Zugleich beschäftigt sich
die Branche intensiv mit Innovationen, um Prozesse zu vereinfachen und neue Marktlösungen zu präsen-
tieren. Mit der neu geöffneten Halle NOVA3 hat die Expo Real eine zentrale Plattform hierfür geschaffen.
„Wir sind beeindruckt, wie gut dieses neue Angebot angenommen wurde“, so Dittrich.

Zinsgewissheit beflügelt die
Assetklasse Immobilien
Die lockere Geldpolitik der EZB lässt
Zinserhöhungen in weite Ferne rü-
cken und verleiht Investments in Im-
mobilien weiterhin eine hohe Attrak-
tivität. Eine Änderung der positiven
Entwicklung für den deutschen Im-
mobilienmarkt ist für die Experten
von BNP Paribas Real Estate vorerst
nicht in Sicht. „In den ersten drei
Quartalen 2019 lag das Transaktions-
volumen auf einem hohen Niveau
und der Bürovermietungsmarkt steu-
ert auf einen neuen Rekord zu“, er-
läuterte Piotr Bienkowski, CEO der
BNP Paribas Real Estate Holding. Die
Zinsen seien nochmals gesunken und
immer häufiger richte sich der Blick
nach Japan und dessen Umgang mit
der Deflation. „Gerade in einer Welt
mit zunehmenden ökonomischen
und politischen Unsicherheiten stel-
len Immobilien trotz der mittlerweile
hohen Preisniveaus eine der rendite-
stärksten, am wenigsten schwan-
kungsanfälligen und damit sichersten
Assetklassen dar. Dies gilt insbeson-
dere in einer insgesamt stabilen
und gesunden Volkswirtschaft wie
Deutschland“, so Bienkowski. „Das
Interesse ausländischer Investoren ist
ungebrochen hoch und liegt in vielen
Deals bei 40 bis 60 %“, bestätigte
Andreas Völker, Geschäftsführer bei
BNPPRE. Deutschland werde im Ver-
gleich mit anderen Ländern immer
noch als sicherer Hafen wahrgenom-
men. Allerdings dürfe sich die Politik
hierzulande nicht noch mehr Re-
gulatorik und Zögerlichkeit leisten.
Investoren akzeptierten angesichts

Der Bürovermietungsmarkt steuert auf ein Rekordniveau hin, prognostizieren v.l.n.r. Andreas
Völker, Piotr Bienkowski und Wolfgang Schneider.
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mangelnder Alternativen niedrige
Renditen. „Müssen künftig auch Pri-
vatkunden Negativzinsen auf ihre
Anlagen zahlen, könnten die Rendi-
ten sogar nochmals sinken“, ergänz-
te Wolfgang Schneider, BNPPRE-
Head of Research.

Umsatzrekord auf den
Bürovermietungsmärkten

„Der Flächenumsatz an den Top
8-Städten übertraf mit gut 3,03 Mio.
m2 Bürofläche den Vorjahreswert
um 6 %. Für das Gesamtjahr ist eine
neue Bestmarke zu erwarten“, be-
richtete Bienkowski. Trotz schwä-
chelnder Wirtschaft gehe er zumin-
dest im kommenden Jahr nur von
geringen Auswirkungen auf den Bü-
rovermietungsmarkt aus, zumal auf
der Angebotsseite keine Entspan-
nung in Sicht sei. Die Mehrheit der
Unternehmen gehe weiterhin davon
aus, dass es sich bei der aktuell ver-
langsamten Konjunkturentwicklung
nur um eine Wachstumsdelle hande-
le. Unter Berücksichtigung der de-
mografischen Entwicklung und dem
daraus resultierenden War for Ta-
lents, spreche einiges dafür, dass vie-
le Firmen auch in einer konjunkturel-
len Schwächephase versuchten, ihre
Mitarbeiter zu halten. Vor dem Hin-
tergrund des sich weiter verengen-
den Angebots, insbesondere im Seg-
ment der hochwertigen und modern
ausgestatteten Flächen in zentralen
Lagen, sei der Leerstand in allen acht
Städten gesunken und die Mietprei-
se im Durchschnitt um 7 % gestie-
gen. In Berlin sei es nur noch eine
Frage der Zeit, bis die Marke von
40 E/m2 überschritten werde.

Regulierungsdiskussionen
verunsichern Investoren

„Die Diskussionen über Mieten-
deckel, Enteignungen und weitere
Regulierungspläne verunsichern ins-
besondere ausländische Investoren.
Auch wenn im Moment Berlin hier als
Vorreiter fungiert, besteht die Sorge,
dass weitere Städte mit angespann-
ten Wohnungsmärkten folgen könn-
ten“, berichtete Bienkowski. Noch
werde allerdings fleißig investiert. Der
hohe Nachfrageüberhang auf dem
Wohnungsmarkt der A-Städte werde
aufgrund von Kapazitätsengpässen
im Bausegment, länger andauernden
Planungsprozessen und dem Einstieg

der Offenen Immobilienfonds in die
Sparte Wohnimmobilien tendenziell
noch weiter ansteigen.

Deutschland bleibt Investors
Darling

„Investoren rechnen mit weiter stei-
genden Preisen“, berichtete Kai
Wolfram, geschäftsführender Gesell-
schafter der Engel & Völkers Invest-
ment Consulting, im Rahmen des Ex-
pertentalks der Engel & Völkers
Investment Consulting (EVIC) zum
Thema „Immobilieninvestmentmarkt:
Safe Haven Germany am Ende?“.
Aufgrund des Angebotsmangels und
der weiter steigenden Immobilien-
preise vor allem in den Segmenten
Wohnen und Büro planten viele
Marktteilnehmer höhere Investitio-
nen außerhalb der etablierten Bal-
lungszentren. Die Produktknappheit
lasse außerdem immer mehr Investo-
ren auf Mischnutzungs- und neue
Konzepte ausweichen. Andere wie-
derum verlagerten ihr Risikocluster
weiter zu Core+ oder Value-Add.
Während in den A-Standorten der
Preispeak erreicht sei, werde die stei-
gende Nachfrage in den B- und
C-Standorten zu steigenden Preisen
führen. „Die Mehrheit der Investoren
beobachtet die aktuelle Konjunktur-
entwicklung und das Zinsumfeld
sehr genau. Auf der Suche nach al-
ternativen Anlagemöglichkeiten ste-
hen die Zeichen weiter auf Ankauf“,
ergänzte Andreas Ewald, geschäfts-
führender Gesellschafter von EVIC.
„Wir suchen den passenden Deckel
auf den Topf“, brachte es Thomas
Landschreiber, Chief Investment Of-
ficer der Corestate Capital Group,
auf den Punkt. In Deutschland inves-
tiere das Unternehmen zunehmend
in Serviced Apartments. Diese Misch-
nutzungsform sei für Investoren be-
sonders deshalb interessant, weil sie
gewerblich und nicht von Mietregu-
lierungen betroffen sei. Der Fokus
liege auf den deutschen Top-7, weil
hier für die Assetklasse Micro Living
die größte Lücke zwischen Angebot
und Nachfrage bestehe.

„Als Projektentwickler sind wir auf
Wohnungsbau und Quartiersentwick-
lung spezialisiert. Eine Verlagerung in
andere Assets kommt für uns nicht
infrage“, konterte Andreas Steyer,
Chief Executive Officer, Consus Real
Estate. Gerade in den großen deut-

schen Metropolen sehe er auch in
den kommenden Jahren einen sehr
großen Bedarf. Vor allem bezahlbarer
Wohnraum werde eine wachsende
Nachfrage erfahren. „Das Immobilien-
preisniveau in Deutschland hat deut-
lich angezogen, und nicht bei jeder
Preisvorstellung können wir aufgrund
unserer Bewertung mitgehen. Was
die Renditeerwartung angeht, sind In-
stitutionelle aus der Schweiz, von ei-
nem anderen Niveau kommend und
mit Negativzinsen erfahren, durchaus
moderater und operieren mit geringe-
ren Kapitalerträgen. Ich glaube, dass
wir uns insgesamt auf niedrigere
Renditen einstellen müssen“, führte
Christoph Schumacher, Head of Glo-
bal Real Estate der Credit Suisse
Asset Management, aus. „Die bör-
sennotierten Wohnungsgesellschaf-
ten verzeichneten lange Zeit einen
Bonus auf ihren Asset Value, inzwi-
schen sehen wir eher Abschläge“, be-
richtete Thomas Wiegand, Managing
Director der Cerberus Deutschland
Beteiligungsberatung.

Verleihung des DIA-Forschungs-
preises 2019 auf der Expo Real
Zum 21. Mal verlieh die Deutsche
Immobilien-Akademie (DIA) an der
Universität Freiburg auf der Gewer-
beimmobilienmesse Expo Real ihren
Forschungspreis. In diesem Jahr
zeichneten Karin Schütz, Staatssekre-
tärin im baden-württembergischen
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau, und Günther
Oettinger, EU-Kommissar für Haus-
halt und Personal, eine Dissertation
und eine Masterarbeit aus. Die Preis-
träger sind Dr. Lorenz Thomschke für
seine Dissertation „Empirical Evidence
on Rent Dynamics in Germany“ und
Maximilian Frye für seine Master-
arbeit „Impact of the Expansion of
Production Sites on Land Values“.

„Die Eintrübung der Konjunktur stellt
das Exportland Deutschland vor He-
rausforderungen“, führte Oettinger
aus. Die Immobilienwirtschaft erwei-
se sich dabei als sehr stabile Branche
mit einer hohen Wertschöpfung. „Ihr
seid das Flagschiff der Volkswirt-
schaft“, lobte er die Branche. Ange-
sichts des demografischen Wandels
und des schon heute spürbaren Fach-
kräftemangels erweise sich lebens-
langes Lernen und ständige Weiter-
bildung als Gebot der Stunde.
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„In kaum einem anderen Wirt-
schaftszweig übt der Staat so umfas-
sende regulatorische Eingriffe in den
Markt aus wie in der Immobilienwirt-
schaft“, stellte Professor Marco Wölf-
le, wissenschaftlicher Leiter des Cen-
ter for Real Estate Studies (CRES),
einem Gemeinschaftsinstitut von DIA
und Steinbeis Hochschule Berlin, fest.
Ohne Forschung stünde den Akteu-

ren keine auf Fakten basierte Basis
zur Verfügung, um Potenziale, Risi-
ken und Entwicklungen zu erkennen
und richtig einzuschätzen. Die Deut-
schen Immobilien-Akademie (DIA) an
der Universität Freiburg unterstütze
daher neben der Aus- und Weiter-
bildung auch die wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit aktuellen
Fragen.

Frankfurts Wachstum sozial-
und klimagerecht gestalten

Frankfurt wird bis 2030 voraussicht-
lich von knapp 750.000 auf 810.000
Menschen wachsen. Die stetig wach-
sende Bevölkerung führt zu steigen-
den Preisen und Mieten und einer
zunehmenden Konkurrenz der Flä-
chennutzungen. Wie also umgehen
mit dem Wachstum lautete die zen-
trale Frage einer Diskussionsrunde
auf der Expo Real.

„Klimagerechte Stadtquartiere lassen
sich nicht ohne Berücksichtigung der
sozialen Frage verwirklichen“, stellte
Oliver Weigel, Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat (BMI),
fest. Für Kommunen gelte es, die
unterschiedlichen Interessen gegen-
einander abzuwägen. „Wir können
das Verhalten der Menschen nicht
ändern. Wenn wir Wachstum gestal-
ten wollen, müssen wir Akzeptanz in
der Bevölkerung schaffen. Das geht
nur, wenn auch Mehrwerte geschaf-
fen werden“, erläuterte Mike Josef,
Dezernent für Planen und Wohnen
der Stadt Frankfurt am Main. Bei der
Vergrößerung des Angebots gelte es,
passgenau zu bauen und soziale,
ökologische und ökonomische Aspek-
te in Übereinstimmung zu bringen.
„Wir haben ein Luxusproblem. Die
Beteiligungsformate der Stadt Frank-
furt haben wie bei der Entwicklung
des integrierten Stadtentwicklungs-
konzepts die Bevölkerung mitgenom-
men und damit Erfolge erzielt“,
führte Weigel aus. „Nun gilt es für
die Politik das Konzept auch umzu-
setzen. Beteiligungsverfahren lassen
sich nicht in der Endlosschleife durch-
führen“, sagte Josef. Das schärfste
Schwert einer Kommune sei das Pla-
nungsrecht, in das sie ihre Vor-
stellungen einbringen und umsetzen
könne. „Kommunen benötigen eine
Planungskultur. In Deutschland ist
Verdichtung häufig negativ besetzt“,
berichtete Torsten Becker, Stadtpla-
ner, Vorsitzender des Städtebaubei-
rats der Stadt Frankfurt. „Eine klima-
gerechte und sozial ausgewogene
Stadtentwicklung darf den Bestand
nicht vergessen“, so Weigel. Im Hin-
blick auf das Thema energetische Sa-
nierung stehe die Bundesregierung
dabei vor dem Problem, dass die
Städtelandschaft in Deutschland sehr

v.l.n.r. Prof. Marco Wölfle, Günther Oettinger, Dr. Lorenz Thomschke, Jürgen Michael Schick,
Peter Graf

v.l.n.r. Karin Schütz, Maximilian Frye und Prof. Marco Wölfle
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zwischen Wachstum und Schrump-
fungsprozessen differiere. „Nachver-
dichtung ist nicht pauschal schlecht
für das Klima“, sagte Becker. So wir-
ke sich die Umnutzung eines bisher
versiegelten Parkplatzes in eine be-
grünte Wohnbebauung durchaus po-
sitiv aus. „Wir brauchen in Frankfurt
mehr Grün und mehr Wasserbezug.
Historisch gesehen sind die deutschen
Städte durch Mischnutzungen und
Dichte im Innenstadtbereich geprägt“,
führte er weiter aus. „Experten haben
eine positive Einstellung zur städti-
schen Dichte. Vor Ort nehmen sie die
Bürger jedoch meist negativ wahr“,
stellte Josef fest. In der Vergangenheit
sei Dichte sehr oft über die BGF defi-
niert worden, weniger über den
Mehrwert, den Dichte für die städti-
sche Infrastruktur bringen kann. Nah-
versorger setzten beispielsweise eine
gewisse Bevölkerungsdichte voraus,
um sich anzusiedeln. Im Gegensatz zu
Paris sinke in Frankfurt die Bevölke-
rungsdichte zum Stadtrand hin. Hier
bestehe durchaus Nachverdichtungs-
potenzial, wenn der ÖPNV gut aus-
gebaut und die benötigten Schulen
vorhanden seien. „Wer bezahlbaren
Wohnraum fordert, muss eine gewis-
se Dichte akzeptieren“, so Josef. Sei-
tens der Stadt komme zudem beim
Verkauf städtischer Flächen die Kon-
zeptvergabe zu stärkerem Einsatz, bei
der nicht der höchste Preis, sondern
das beste Konzept für die Quartiers-
entwicklung entscheide. Auch im Hin-
blick auf Dachaufstockungen biete die
Stadt mit der Privilegierung der Stell-
plätze neue Möglichkeiten.

Empfehlungen der Bauland-
kommission im Praxischeck
„Erbbaurecht ist nicht die Lösung al-
ler Probleme, aber durchaus ein In-
strument, sofern die Verträge attrak-
tiv ausgestaltet werden“, sagte Axel
Gedaschko, Präsident des GdW und
BID-Vorsitzender. Er schlug die Ver-
gabe kommunaler Grundstücke zu
einem gegen Null tendierenden Erb-
bauzins beispielsweise für Genossen-
schaften oder den sozialen Woh-
nungsbau vor. „Wir würden unsere
Grundstücke durchaus im Erbbau-
recht vergeben, aber die meisten
Kommunen bevorzugen einen Kauf“,
lautete die Erfahrung von Christoph
Krupp, Sprecher des Vorstands der
Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben. „In dieser Hinsicht profitiert
Hamburg davon gleichzeitig Stadt
und Land zu sein“, stellte Dorothee
Stapelfeldt, Hamburger Senatorin der
Behörde für Stadtentwicklung und
Wohnen, fest. In Hamburg haben
sich das Bündnis von Stadt und Woh-
nungswirtschaft und von Stadt und
Bezirken als Motor für den Woh-
nungsneubau bewährt. So etwas
könne allerdings nur funktionieren,
sofern Bauland zur Verfügung stehe
und die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen geschaffen wurden. „Län-
ger anhaltendes Wachstum fordert
eine ganzheitliche Stadtentwicklung,
die eine gute Sozial- und Bildungs-
infrastruktur von Beginn an ein-
plant“, so Stapelfeldt. Zudem bedürfe
es einer aktiven Liegenschaftspolitik.
Die in Hamburg praktizierte Kon-
zeptvergabe sei auch für Investoren

interessant, gerade weil der Preis
nicht im Fokus stehe. „Nachverdich-
tung ist ein Thema, in dem viel Musik
steckt“, sagte Marco Wanderwitz,
Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister des Innern, für Bau
und Heimat. Sorge bereite ihm der
zunehmende Überhang an Bau-
genehmigungen. Hier hätten alle Be-
teiligten noch Hausaufgaben zu erle-
digen. „Die Baulandmobilisierung ist
ebenso wichtig wie die Überwindung
der Nutzungskonkurrenz von Flä-
chen. Zudem muss der Vorrang des
Gemeinwesens vor Einzelinteressen
wieder stärkere Beachtung finden“,
forderte Stapelfeldt. „Stadt ist nicht
gleich Stadt. In wenig genutzten
Standorten ist sicher Mobilisierungs-
potenzial vorhanden, in wachsenden
Städten müsste andererseits baupla-
nerisch eine größere Dichte ermög-
licht werden“, führte Gedaschko aus.

Studie Logistik und Immobi-
lien 2019

„Der Mangel an verfügbaren Grund-
stücksflächen in einigen Logistikregio-
nen führt dazu, dass die hohe Nach-
frage nach Logistikimmobilien nicht
gedeckt werden kann. Die gute
Nachricht: Es gibt Alternativen in der
Peripherie, die funktionieren und zu-
gleich dem Sicherheitsdenken von Lo-
gistikern oder Projektentwicklern Ge-
nüge tun. Auch zukünftig wird die
Nachfrage nach Logistikimmobilien
hoch bleiben. Dafür sprechen die ver-
änderte Nachfrage der Konsumenten
und die Verzahnung mit der Produk-
tion, vor allem aber die mittlerweile
unstrittige gesamtwirtschaftliche Be-
deutung“, erläuterte Tobias Kassner,
Bereichsleiter Industrie- und Logisti-
kimmobilien bei bulwiengesa, bei der
Vorstellung der Studie „Logistik und
Immobilien 2019“, die bulwiengesa
in Partnerschaft mit den Unterneh-
men Berlin Hyp, Bremer, Garbe In-
dustrial Real Estate und Savills he-
rausgegeben hat. Zwar steuere das
Fertigstellungsvolumen im Gesamt-
jahr mit voraussichtlich rd. 5 Mio. m2

einen neuen Rekord an, doch die
Neubautätigkeit könne kaum den er-
mittelten jährlichen Bedarf von 6,5
bis 7,0 Mio. m2 an zusätzlicher Logis-
tikfläche in Deutschland ausgleichen.
Die aktuelle Auswertung zeige, dass
die regionalen Schwerpunkte bei der

Christoph Krupp, Marco Wanderwitz, Dorothee Stapelfeldt und Axel Gedaschko v.l.n.r. nahmen
die Praxistauglichkeit der von der Baulandkommission erarbeiteten Empfehlungen ins Visier.
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Entwicklung von Logistikflächen zwar
nach wie vor in den etablierten Lo-
gistikregionen lägen, dort aber zu-
nehmend auch in der Peripherie. Die
Projektentwickler und Investoren be-
vorzugten Standorte nah an Ballungs-
räumen. Wichtig seien ihnen auch
die Nähe zu Verkehrsknotenpunkten,
weitere Flächenreserven und die Mul-
ti-Tenant-Fähigkeit eines Objektes.
„Aus unserer Bautätigkeit wissen wir,
dass die Nachhaltigkeit einer Logistik-
lage nicht nur von den Standortfak-
toren im Makro- und Mikroumfeld
abhängt, sondern auch von der Aus-
stattung und Qualität der Immobilie“,
berichtete Michael Dufhues, Vorstand
bei Bremer. So sei zum Beispiel
die Anzahl an Ladedocks sehr wich-
tig. „Ebenso wie die Nutzer gehen
wir davon aus, dass die Umschlag-
geschwindigkeiten weiter ansteigen
und sich die Logistik noch weiter als
bisher von der Lagerhaltung weg zu
hochkomplexen und schnelldrehen-
den Distributionsprozessen wandeln
wird“, so Dufhues. „Der hohe jähr-
liche Bedarf an zusätzlicher Logistik-
fläche kann nur durch erheblich mehr
Bautätigkeit gedeckt werden. Darü-
ber hinaus gibt es weitere Alternativen,
um dem Flächenengpass entgegen-
zuwirken: etwa durch Verdichtung,
die Entwicklung von Brownfields, die

Neuordnung von bestehenden Gewer-
begebieten, das Zusammenlegen von
Grundstücken oder mehrstöckigen
Objekten. Vor allem Kommunen sollten
im Hinterkopf behalten, dass Logistik
auch ein Jobmotor ist“, führte Jan Die-
trich Hempel, Geschäftsführer bei Gar-
be, aus.

„Die Investmentnachfrage nach Lo-
gistikimmobilien erreicht erneut ein
hohes Niveau. Mit rund 3,8 Mrd. E
liegt das Investmentvolumen in La-
ger-, Logistik- sowie Unternehmens-
immobilien im bisherigen Jahresver-
lauf 2019 leicht über dem Wert
des Vorjahreszeitraums“, so Kassner.
„Immer mehr deutsche Investoren
entdecken die Chancen auf dem
Logistikmarkt. Internationale Unter-
nehmen hatten Logistikimmobilien
schon lange als attraktive Assetklasse
für sich entdeckt und sich insbeson-
dere über Portfoliokäufe große Be-
stände gesichert. Trotz rückläufiger
Tendenz sind internationale Akteure
insbesondere aus dem europäischen
Ausland und Asien noch stark prä-
sent. Ihr Anteil beträgt aktuell rund
50 % am deutschen Logistikinvest-
mentmarkt“, stellte Bertrand Ehm,
Director Industrial Investment bei Sa-
vills, fest. „Im Vergleich zu anderen
Assetklassen oder Ländern ist die
Verzinsung bei deutschen Logistikim-

mobilien hoch. Allerdings hat sich
durch die gesunkenen Renditen
der Abstand zu anderen Immobilien-
arten deutlich verringert. Weil wir in
Deutschland einen vergleichsweise
hohen Industrialisierungsgrad sowie
eine hohe Eigennutzerquote haben,
ergeben sich für Investoren vielfälti-
ge Anlageoptionen. Zudem machen
eine geringe Zyklizität und hohe
Cashflow-Rendite diese Assetklasse
interessant“, berichtete Gero Berg-
mann, Mitglied des Vorstands der
Berlin Hyp. „Die Lücke zwischen ge-
planten und im Bau befindlichen Flä-
chen einerseits und dem Bedarf auf
der anderen Seite ist in den etablier-
ten Logistikregionen Hamburg, Berlin
und München am höchsten. Der
vergleichsweise höchste Bedarf bis
2021 besteht für peripher gelegene
Regionen in Bayern und die Logistik-
region Rhein-Main/Frankfurt mit je-
weils rund 1,9 Mio. m2 Fläche“, sag-
te Kassner. Aber nicht überall
herrsche Mangel: So sei in den Logis-
tikregionen A4 Sachsen, Augsburg,
Bremen und Nordseehäfen, aber
auch peripher gelegenen Regionen
Hessens der prognostizierte Logistik-
flächenbedarf schon zu über 90 %
gedeckt. Die höchste Bedarfsüber-
deckung könne in der Logistikregion
Magdeburg festgestellt werden.
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Gabriele Bobka

Regulierung versus Markt
Wohnraum ist in Groß- und Universitätsstädten knapp und teuer und gerät zunehmend zur zentralen
sozialen Frage. Die ökologischen, ökonomischen und sozialen Ziele und Erfordernisse von Kommunen,
Projektentwicklern und Bestandshaltern lassen sich immer schwerer harmonisch vereinbaren. Esfandiar
Khorrami zu Vorkaufsrechten, CO2-Steuer und Mietendeckel.

Nutzen Kommunen städtische Vor-
kaufsrechte verstärkt als Druckmit-
tel zur Durchsetzung städtebauli-
cher Interessen und wie gehen
Investoren damit um?

Khorrami: Vorkaufsrechte werden
durchaus als Druckmittel zur Durch-
setzung von Interessen genutzt. In
Berlin haben wir aber eine besonde-
re Situation. Vordergründig werden
städtebauliche Interessen angeführt.
Nach meiner Einschätzung sind die
Interessen aber eher politischer Art.
Das zeigen Maßnahmenkataloge
in Abwendungsvereinbarungen, die
Modernisierungen auf zeitgemäße
Standards verhindern. Für mich fehlt
vielfach das notwendige öffentliche
Interesse. Vielmehr geht es darum,
den Bestand an kommunalem Ei-

gentum zu erhöhen. Handelt es sich
dabei um ein städtebauliches Inte-
resse? Ich würde sagen: Nein. Inves-
toren gehen damit sehr pragmatisch
um. Einerseits verhandelt heute
kaum mehr jemand Abwendungs-
vereinbarungen, sondern wartet ab,
ob die Kommune tatsächlich das
Vorkaufsrecht ausübt. Andererseits
werden beispielsweise Kaufverträge
so gestaltet, dass sowohl Käufer als
auch Verkäufer zurücktreten kön-
nen. Denn in einem Berliner Bezirk
mehrt sich gerade ein pikantes
Detail: Vorkaufsrechte werden un-
ter Finanzierungsvorbehalt ausgeübt.
Das ist ein eklatanter Verstoß gegen
geltendes Recht. Die Bezirke schaf-
fen sich eine Rechtsposition, die der
Verkäufer dem Käufer nicht einge-
räumt hat. Der Verkäufer weiß in
diesem Fall nicht, ob der Kaufvertrag
zustande kommt, noch wann das
sein wird – eine unerträgliche Hän-
gepartie beginnt.

Die Energiewende hat den Ge-
bäudesektor mit der Debatte
über die CO2-Steuer erneut in den
Fokus der Nachhaltigkeitsdebatte
gestellt. Mit welchen Auswir-
kungen müssen Wohnungsgesell-
schaften rechnen?

Khorrami: Interessant ist die politi-
sche Gemengelage: Wir haben einer-
seits Berliner Senat und Bundesregie-
rung mit ambitionierten Klimazielen
sowie großem Interesse an energeti-
schen Sanierungen. Das Problem da-
bei: Wer soll dafür bezahlen? In der
Praxis zeigen andererseits die Berli-
ner Bezirke weniger Begeisterung für
die Aufwertung von Wohnraum, da
Modernisierung auch zu höheren
Mietkosten führt. Um noch mal auf
die Abwendungsvereinbarungen zu-
rückzukommen: Diese schließen Sa-
nierungen sogar aus; es sei denn,
sie sind verpflichtend. Nicht zuletzt

sorgt der Mietendeckel dafür, dass
eine freiwillige energetische Sanie-
rung von vielen erst einmal auf Eis
gelegt wird. Wenn aber politisch die
Energiewende gewollt ist – mit dem
Klimaschutzprogramm hat die Bun-
desregierung das wiederholt –, müs-
sen Anreize geschaffen werden, die
Eigentümer animieren zu investieren.
Eine neue Steuer – auch wenn sie
CO2-Bepreisung heißt – halte ich
nicht für die richtige Antwort, weil
ein Malus-System nicht zum ge-
wünschten Ziel führen wird. Am En-
de macht es Wohnen noch teurer.

Mietendeckel und Enteignungs-
debatte: Wie verändert die zu-
nehmende politische Regulierung
den Berliner Immobilienmarkt?

Khorrami: Ganz gleich, was am En-
de kommt, der Schaden für den Ber-
liner Immobilienmarkt ist angerichtet.
Denn allein die Restriktionsdebatten
haben bereits zu einem Rückzug von
Investoren geführt. Dass Eigentümer
durch den Mietendeckel Nachteile
haben werden, ist ausgiebig dis-
kutiert worden. Was tut der Mieten-
deckel aber für Mieter? Nach meiner
Einschätzung werden die Mieter am
Ende nicht die Gewinner, sondern
die Verlierer sein. Denn erstens wird
das Risiko privater Insolvenzen er-
höht, wenn Gerichte nach jahrelan-
gem Rechtsstreit feststellen sollten,
dass das Absenken der Miete nicht
rechtmäßig war und der Mieter auf
einen Schlag erhebliche Mietentgelte
nachzahlen muss. Nicht ausgeschlos-
sen sind dann auch Kündigungen,
weil Mieter automatisch mit Beträ-
gen von mehr als zwei Monats-
mieten im Rückstand sind. Zweitens
entsteht eine jahrelange Rechtsunsi-
cherheit, die weit über die Gültigkeit
des Mietendeckels hinausreichen
wird. Denn nach dem Mietendeckel,
ist nicht vor dem Mietendeckel. Das
heißt: Eine unmittelbare Rückkehr

Dr. Esfandiar Khorrami ist Rechtsanwalt und
Partner bei der Berliner Rechts- und Steuer-
beratungskanzlei Bottermann Khorrami, die
im vergangenen Jahr Transaktionen von Ge-
werbe- und Wohnimmobilien im Volumen
von rund 515 Mio. E rechtlich begleitet hat.
Zu den gehandelten Objekten gehören im
Wesentlichen Immobilien in Deutschland,
wobei der Schwerpunkt auf Berlin liegt.
Quelle: Bottermann Khorrami
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zum Mietspiegel ist rechtlich nicht
möglich. Drittens wird der Mieten-
deckel Privatisierungen forcieren.
Mietshäuser werden in Wohneigen-
tum aufgeteilt, mit der Absicht sie zu
verkaufen, wenn Mieter ausziehen.

Wir hatten allein in den vergangenen
Wochen acht Aufträge für die Erstel-
lung von Teilungserklärungen. Diese
Zahl hat sich nahezu verdreifacht.
Viertens werden Investitionen in die
Schaffung von Wohnraum im Be-

stand und aufwändige Sanierungen
ausbleiben. Und fünftens kann der
Mietendeckel zu schwarzmarktähn-
lichen Zuständen führen, in denen
die Wohnungsvergabe von verdeck-
ten Zahlungen abhängig ist.

CBRE, Hamburg Team Investment Management

Ärztehäuser- und MVZ-Report
Gesundheitsimmobilien sind in den vergangenen Jahren immer stärker in den Fokus von Investoren ge-
rückt. Der Report „Ärztehäuser- und MVZ-Report“ beleuchtet in Interviews und Beiträgen die unterschied-
lichen Besonderheiten und Fallstricke, die beim Umgang mit dieser Assetklasse zu beachten sind. Er bietet
eine Einführung in das Thema dieser Gesundheitsimmobilien für die ambulante Versorgung, aus Sicht des
Marktes in Bezug auf die Entwicklung und regionale Verteilung von MVZ, aber auch aus Sicht der Investo-
ren, für die neben der Basis für den langfristigen Erfolg vor allem Standort-, Immobilien- und Rendite-
eigenschaften entscheidend sind. Einen besonderen Fokus legt der Report auf die Beleuchtung der recht-
lichen Gegebenheiten wie bspw. Mietvertragsgestaltung bezüglich Ausbauinvestitionen, erforderliche
Zulassung der Kassenärztlichen Vereinigung und Wertsicherungsvereinbarungen.

Jeder fünfte Arbeitsplatz in Deutsch-
land ist im Gesundheitssektor verortet.
Ein Bereich, in dem die Ausgaben seit
Jahrzehnten ansteigen. Wissenschaft-
lich-technischer Fortschritt in der Me-
dizin und die demografische Entwick-
lung sorgen dafür, dass der Anteil
älterer Menschen in der Gesellschaft
in den vergangenen Jahren gestiegen
ist. Hierdurch steigen jedoch auch die
Gesundheitsausgaben. Es entstehen
Herausforderungen in Pflege, Reha
und stationärer Gesundheitsversor-
gung – aber auch in der ambulanten
Gesundheitsversorgung. So wurden
im Jahr 2017 in Deutschland ins-
gesamt rund 376 Mrd. E für Ge-
sundheitsleistungen ausgegeben. Den
größten Posten innerhalb der ambu-
lanten Versorgung bildeten mit rund
55 Mrd. E die Arztpraxen. Weitere 27
Mrd. E wurden für Zahnarztpraxen
ausgegeben. Damit überschritten die
Gesundheitsausgaben pro Tag erst-
mals die Milliardengrenze. Durch die
Notwendigkeit einer Steigerung der
Kosteneffizienz, die häufig in ambu-
lanten Versorgungsformen gesehen
wird, sowie geänderten Anforderun-
gen der Nutzer haben Immobilien-
arten wie Ärztehäuser, Medizinische
Versorgungszentren (MVZ) Aufwind

bekommen, die sich am treffendsten
unter dem Oberbegriff „Medical Of-
fice Buildings (MOB)“ zusammenfas-
sen lassen. Sie erfreuen sich auch an-
legerseitig zunehmender Beliebtheit,
da sie eine klar kalkulierbare Basis mit
dem Nebeneffekt bilden, dass sie im
hohen Maß konjunkturunabhängig
sind. Zudem sind die Renditen meist
höher als in den klassischen Immobi-
lien-Sub-Assetklassen.

Behandlungsfälle und
Arztdichte

Die Zahl der durchschnittlichen Be-
handlungsfälle pro Arzt blieb in den
Jahren 2013 bis 2018 in Deutsch-
land insgesamt relativ stabil. In der
fachärztlichen Versorgung fiel die
Zahl mit 851 Behandlungen je Arzt
zuletzt – wie auch bereits in den
vergangenen Jahren – etwas nied-
riger aus als im hausärztlichen Be-
reich (919).

Starke Disparitäten zwischen den Re-
gionen innerhalb Deutschlands zei-
gen sich auch in Bezug auf die Ver-
teilung der Ärzte je Einwohner. So
lag die Arztdichte im Jahr 2018 in
Ballungsregionen tendenziell höher

als in den ländlich geprägten Regio-
nen. Jedoch muss bedacht werden,
dass ländliche Regionen zum Teil
von Städten mitversorgt werden. Ins-
gesamt ist die Arztdichte gegenüber
dem Jahr 2014 in 391 der 402 Kreise
in Deutschland zurückgegangen.

Entscheidung über Zulassung

Von besonderer Bedeutung für die
Neugründung von Praxen sind die
sogenannten Versorgungsgrade, die
für jede Facharztrichtung berechnet
werden. Auf ihrer Grundlage wer-
den die Niederlassungsmöglichkei-
ten für Ärzte in Deutschland gere-
gelt. So kann die Niederlassung von
Ärzten in Regionen mit zu hohen
Versorgungsgraden durch die Kas-
senärztlichen Vereinigungen (KV)
untersagt werden. Derzeit erfolgt
beispielsweise bei Hausärzten in
59 % der Regionen eine reguläre
Zulassung, in 28 % der Regionen
kann sogar eine Förderung erfol-
gen, da eine Unterversorgung droht
oder bereits vorhanden ist. Die Ver-
sorgungsgrade für Hausärzte sind
dabei in den ländlichen Regionen
häufig niedriger als in den Städten.
Insbesondere in einigen ländlichen
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Bereichen in Ost- und Norddeutsch-
land fallen die Versorgungsgrade
niedrig aus. Jedoch gilt dies auch
für weite Bereiche (Ost-) Westfalens
oder Baden-Württembergs.

MVZ auf dem Vormarsch
Die ambulante medizinische Versor-
gung wird in Deutschland durch
unterschiedliche Praxisstrukturen rea-
lisiert, die sich auch auf die Anforde-
rungen an die Immobilie und die
vertragsrechtliche Gestaltung des
Mietverhältnisses auswirken. Ein Blick
in das Bundesärzteregister zeigt: Der
Anteil der Ärzte in Medizinischen
Versorgungszentren (MVZ), in denen
sich mehrere Ärzte wirtschaftlich zu-
sammenschließen, hat in den vergan-
genen Jahren deutlich zugelegt –
auch weil seit 2016 fachgleiche MVZ
möglich sind. Bis dahin war eine Be-
dingung für die MVZ-Gründung die
Beteiligung von Ärzten aus unter-
schiedlichen Disziplinen. Im Jahr 2018
waren bereits 13,5 % der nieder-
gelassenen Ärzte in einem MVZ tätig
– mehr als doppelt so viele wie noch
2010. Der Anteil der Ärzte in Ge-
meinschaftspraxen (BAG) stagnierte
hingegen. Der Anteil der Ärzte in Ein-
zelpraxen ist im selben Zeitraum so-
gar um mehr als sechs Prozentpunkte
gesunken.

Der Anteil der in einem MVZ prakti-
zierenden Ärzte ist in Ostdeutschland
– vor allem aufgrund der bereits seit
DDR-Zeiten bestehenden Polikliniken
– höher als in den alten Bundeslän-
dern. So arbeiteten im Jahr 2016 bei-
spielsweise in Thüringen 18 % der
Ärzte in einem MVZ, während es in
Baden-Württemberg lediglich rund
5 % waren. Blickt man jedoch auf
den Anteil der MVZ am regionalen
Gesamtbestand der Praxen, so ist das
Kontingent dieser Versorgungsform
in vielen westlichen Bundesländern
ähnlich hoch – oder im Fall von Bay-
ern sogar höher als in vielen ostdeut-
schen Bundesländern. Auffallend ist
jedoch der mit unter 2 % niedrige
Anteil der MVZ in Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Baden-
Württemberg.

Die vergleichende Analyse der euro-
päischen Nachbarländer und der
Schweiz zeigen die unterschiedliche
Ausgestaltung der Gesundheitssys-
teme auf.

Im Rahmen eines Interviews erläutert
Dr. Maritheres Palichleb, LL.M. bei
GSK Stockmann, die immobilien-
rechtlichen Besonderheiten bei MVZ
und Ärztehäusern.

Sowohl für die vertragsärztliche Tä-
tigkeit eines MVZ als auch einer
„herkömmlichen“ Einzel- oder Ge-
meinschaftspraxis ist die Zulassung
der Kassenärztlichen Vereinigung
(KV) für den beabsichtigten Vertrags-
arztsitz durch den zuständigen Zulas-
sungsausschuss erforderlich. Dies gilt
sowohl bei der Neugründung oder
der Übernahme einer Praxis als auch
bei der Verlegung des Vertragsarzt-
sitzes. Folglich empfiehlt sich die
mietvertragliche Vereinbarung einer
aufschiebenden Bedingung oder ei-
nes Rücktrittsrechts für beide Ver-
tragsparteien für den Fall der Nicht-
Zulassung in den beabsichtigten
Mieträumen. Bei der Gestaltung der
Regelungen ist aber besondere Sorg-
falt geboten. Schließlich sollte mög-
lichst frühzeitig feststehen, ob die
Anmietung an dieser Hürde gegebe-
nenfalls scheitert, bevor der Vermie-
ter mit dem Ausbau der Mietsache
beginnt, der wiederum bei MVZ und
Arztpraxen höchst individuell, kom-
plex und kostenintensiv ist (dazu
sogleich). Eine sogenannte Voraban-
frage bei der KV vor Mietvertrags-
abschluss kann ggf. grundlegende
Klärung bieten.

Die Errichtung sowie der Ausbau ei-
ner Facharztpraxis bedürfen in der
Regel relativ hoher Ausbauinvestitio-
nen. Um diese möglichst konkret
kalkulieren zu können, sollte beson-
deres Augenmerk auf die zwingend
erforderliche Abstimmung der Pla-
ner des Vermieters und der Fachpla-
ner des Mieters gelegt werden.
Je detaillierter die dem Mietvertrag
beizufügende Ausbaubeschreibung
und Abgrenzungsliste ist, desto we-
niger Rechtsunsicherheit entsteht im
Nachgang über die Frage, wer für
die Installation welcher Einrichtun-
gen und Anlagen zuständig ist und
hierfür die Kosten zu tragen hat.
Der Inhalt der Baubeschreibung und
Abgrenzungsliste muss dann auch
mit dem Text des Mietvertrags in
Einklang stehen – Vertragstext und
Vertragsanlage sind inhaltlich auf-
einander abzustimmen.

MVZ und Ärzte nutzen die Mietsa-
che nach den Regelungen des Um-
satzsteuergesetzes für Tätigkeiten,
die den Vorsteuerabzug ausschlie-
ßen. Umsatzsteuer auf die Miete
wird danach nicht geschuldet. Dies
ist sowohl bei der Kalkulation der
Miethöhe zu beachten als auch an-
hand des Umstandes, dass für die
Bauleistungen keine Vorsteuer gel-
tend gemacht werden kann. Soweit
abgrenzbare Bereiche der Mietsache
vom Mieter aber ggf. doch zu um-
satzsteuerlichen Zwecken genutzt
werden (z.B. ein Labor) und den
Mieter zum Vorsteuerabzug berech-
tigen, kann der Vermieter auf die
anteilige Miete Umsatzsteuer be-
rechnen. Nach den mietvertragli-
chen Regelungen sollte der Mieter
verpflichtet werden, den Vermieter
hierüber unterrichtet zu halten.

Schließlich haben die mietvertragli-
chen Regelungen zum Konkurrenz-
schutz erhebliche Bedeutung. So
sollte der Mietzweck nicht zu weit
gefasst werden und sich auf die
konkrete Tätigkeit des Mieters in
den Praxisräumen beschränken. Ent-
sprechend ist dann der Konkurrenz-
schutz unter Beachtung der ggf. im
Objekt weiter bestehenden Praxen
zu formulieren. Enthält der Mietver-
trag hierzu keinerlei Regelung, gilt
der sog. vertragsimmanente Konkur-
renzschutz: Der Vermieter begeht
danach womöglich schon bei Verein-
barung sich geringfügig überschnei-
dender Mietzwecke im Objekt einen
Vertragsverstoß und der Mieter kann
Mietminderungs- oder sogar Kündi-
gungsrechte geltend machen.

Unterschiede aus immobilien-
rechtlicher Sicht bei MVZ und
Ärztehäusern

Während im Falle eines MVZ die je-
weilige juristische Person als Träger
des MVZ (häufig eine GmbH) Miet-
partei ist, sieht sich der Vermieter bei
einem klassischen Ärztehaus Einzel-
praxen oder Praxisgemeinschaften in
der Rechtsform der GbR gegenüber,
bei der mehrere Personen als Mieter
für alle Verpflichtungen aus dem
Mietvertrag gesamtschuldnerisch haf-
ten. Im Gegensatz zum MVZ besteht
hier zumeist konkreter Regelungs-
bedarf, falls Ärzte aus der Praxis-
gemeinschaft ausscheiden oder in
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diese neu einsteigen, da dies zugleich
einen Mieterwechsel bedeutet. So
sollte der Mietvertrag für diesen
in der Praxis recht häufigen Fall flexi-
ble Gestaltungsregelungen enthalten,
welche die berechtigten Interessen
des Vermieters in einem solchen Fall
wahren. Dem Vermieter ist zu emp-
fehlen, sich die Verweigerung der
Zustimmung aus wichtigem Grund
vorzubehalten, etwa wenn er auf-
grund einer mit einem anderen Mie-
ter vereinbarten Konkurrenzschutz-
klausel gehindert ist, die Mietsache
an den aufgenommenen Arzt zu ver-
mieten. Die vorstehenden Ausfüh-
rungen gelten entsprechend für den
Fall der Veräußerung einer Arztpraxis
durch dessen Inhaber (oder Erben).

Während ein MVZ in der Praxis häu-
fig ein sog. Single-Tenant-Objekt
darstellt, ist ein klassisches Ärzte-
haus als Multi-Tenant-Objekt da-
durch geprägt, dass es über exklusiv
genutzte Mietbereiche und Gemein-
schaftsflächen verfügt, deren aus-
schließliche und gemeinschaftliche
Nutzung durch die Mieter zu regeln
gilt. Unterschiede ergeben sich bei
der Mietvertragsgestaltung insofern
im Hinblick auf die Umlage und Ab-
rechnung von Neben- und Betriebs-
kosten sowie bei der Regelung und
Abgrenzung von Unterhaltungspflich-
ten der Mietvertragsparteien (und aus
AGB-Gesichtspunkten der betrags-
mäßigen Begrenzung der Umlage
von Unterhaltungskosten für Gemein-
schaftsflächen).

„Knackpunkte“ bei der Verhand-
lung von Mietverträgen mit MVZ
und Ärzten

Die aus Sicht eines Investors wirt-
schaftlich besonders relevanten Aspek-
te sind sicherlich die Erarbeitung der
Mieterbaubeschreibung bzw. Abgren-
zungsliste hinsichtlich der vom Vermie-
ter auf eigene Kosten zu erbringenden
Baumaßnahmen und der vom Mieter
selbst einzubauenden Anlagen und
Einrichtungen bzw. derjenigen Maß-
nahmen, die der Vermieter auf Kosten
und Risiko des Mieters erbringt. Da die
Kosten des Mieterausbaus bei Ab-
schluss des Mietvertrags lediglich kal-
kuliert sind und noch nicht feststehen,
ist möglichst detailliert zu regeln, in
wessen Risikobereich etwaige Mehr-
kosten fallen. Der Vermieter gewährt
dem Mieter oftmals Incentives in Form
von Baukostenzuschüssen oder miet-
freier Zeit. Baut der Vermieter jedoch
auf Kosten des Mieters im Detail aus,
trägt der Mieter diese Kosten häufig in
Form einer zusätzlichen Investitions-
miete während der Festlaufzeit des
Mietverhältnisses. Die Bestimmung
der (endgültigen) Höhe und deren
Berechnungsformel pro Quadratmeter
Mietfläche sollte im Detail geregelt
werden.

Wertsicherungsvereinbarungen spie-
len auch bei Mietverträgen mit MVZ
und Arztpraxen eine besondere Rol-
le, nicht zuletzt angesichts der
Tatsache, dass der jeweilige Mieter
Miete ohne Umsatzsteuer zahlt. Aus

rechtlicher – und letztlich kaufmän-
nischer – Sicht ist weiter die Frage
von besonderer Bedeutung, wie die
mietvertraglichen Regelungen zwi-
schen Eigentümer und Mieter zur
Instandsetzung und Erneuerung, In-
standhaltung, Wartung und zu
Schönheitsreparaturen lauten.

Vertragliche Vereinbarungen über
die Verantwortung von Vermieter
und Mieter

Erfahrungsgemäß empfiehlt es sich,
über die vorgenannten Begrifflich-
keiten vor Vertragsabschluss Ein-
vernehmen zu erzielen und diese
hinreichend zu definieren, um Unsi-
cherheiten im Nachgang während
der Mietzeit zu vermeiden. Zu be-
rücksichtigen ist in diesem Zusam-
menhang vor allem auch der mögli-
che Umstand, dass der Vermieter
oftmals auf Kosten des Mieters für
diesen den Mieterausbau vornimmt.
Dann ist dieser aber auch wie Anla-
gen und Einrichtungen des Mieters
(verbunden mit einer entsprechen-
den Unterhaltungspflicht) zu behan-
deln. Inwieweit der Mieter am Ende
des Mietverhältnisses Anlagen und
Einrichtungen wieder zurückzubau-
en hat, sollte auch möglichst klar
definiert werden, da ein Rückbau
im Falle von Facharztpraxen oftmals
mit hohen Kosten verbunden ist.
(gb)

Die komplette Studie kann kosten-
frei im Archiv eingesehen werden.
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IMMOBILIENMÄRKTE AKTUELL

& Nürnberg ist mit Ab-
stand der größte Markt
für flexible Bürolösungen
abseits der Big 7

Die Bedeutung von Flexible Office
Space in den sogenannten Seconda-
ry Cities wächst, wie das Beispiel
Nürnberg im neuen JLL-Report „Flex
Space goes beyond – 12 Secondary
Cities im Porträt“ belegt. So verfügt
die Frankenmetropole aktuell über
2.000 Arbeitsplätze auf insgesamt
24.000 m2 und bereits jetzt zeichnet
sich ein signifikantes Wachstum ab:
Künftig werden durch zwei neue
Standorte 1.000 Plätze auf mehr als
15.000 m2 hinzukommen. Nach die-
ser Erweiterung dominieren Anbieter
des sogenannten Hybridmodells mit
knapp 30.000 m2. Andree Scherer,
Leader Flex JLL Germany: „Nürnberg
ist mit Abstand der größte Markt
hinter den Big 7. Mit künftig knapp
40.000 m2 verfügt es nicht nur über
die größte Fläche, sondern dann
ebenso mit 23 über die meisten
Standorte in den Secondary Cities.
Vor allem Design Offices, das seinen
Hauptsitz in Nürnberg hat, steuert
hier den Löwenanteil von mehr als
25.000 m2 bei.“

Die Frankenmetropole verfügt aktuell
über einen Büroflächenbestand von
rund 3,9 Mio. m2 bei einer Leer-
standsquote von 2,5 %. „Nürnberg
ist in den vergangenen Jahren aus
dem Schatten der Landeshauptstadt
München getreten, die binnen einer
Stunde mit der Bahn zu erreichen ist.
Bei einer Bürospitzenmiete von aktu-
ell 15,50 E netto pro Monat ist Nürn-
berg somit für einige Unternehmen
eine sinnvolle Alternative zu Mün-
chen“, sagt Julia Schreiter, Team
Leader Office Leasing JLL Nürnberg.
Vergleicht man die durchschnitt-
lichen Preise für Flex Space-Arbeits-
plätze in den Secondary Cities, ran-
giert Nürnberg im Mittelfeld. Im
Schnitt wird frei wählbarer Arbeits-
platz (Hot Desk) in den Secondary Ci-
ties für 175 E pro Monat angeboten,
ein fester Arbeitsplatz (Fixed Desk)
für 250 E und ein Arbeitsplatz in ei-

nem separaten Büro (Private Office)
für 500 E. In Nürnberg ist ein Hot
Desk im Schnitt für 175 E im Monat
zu haben, ein Fixed Desk für 230 E

und für einen Arbeitsplatz in einem
Private Office werden im Mittelwert
550 E gefordert.

Generell setzen Flex Space-Betreiber
auf ein großes Standortnetz, damit
ihre Kunden Büros in vielen verschie-
denen Städten nutzen können – auch
über die Big 7 hinaus. Die Städte ab-
seits der Big 7 müssen allerdings eini-
ge Voraussetzungen erfüllen, damit
Betreiber dorthin expandieren: Da-
zu zählt eine bedeutende regionale
Wirtschaftskraft mit guter Verkehrs-
anbindung sowie eine Mischung aus
Groß- sowie kleinen und mittleren
Unternehmen. „Viele Großunterneh-
men in den Secondary Cities sitzen in
eigengenutzten Immobilien, haben
aber häufig Flächenengpässe bezie-
hungsweise einen flexiblen Bedarf.
Das schafft Potenzial für die Betrei-
ber“, erklärt Scherer. Die Nutzergrup-
pe der Startups ist zudem seit jeher
eine Zielgruppe für die Flex Space-Be-
treiber. Diese Gruppe suche flexible
Wachstumsmöglichkeiten und Aus-
tausch untereinander. Als Standorte
eignen sich daher weniger klassische
Business Center, sondern eher Co-
working- oder Hybrid-Flächen. „Prin-
zipiell hat die Attraktivität von Büro-
flächen für Unternehmen eine hohe
Bedeutung. Ein innovatives Unterneh-
mensimage soll sich auch in den Flä-
chen widerspiegeln. Ein modernes
und trendiges Arbeitsumfeld ist bei
älteren eigengenutzten Immobilien
nur selten. Das macht Flex Space zu
einer attraktiven Option.“

& Eigentumswohnungen
in Deutschland

Insgesamt wurden im Jahr 2018 in
den 82 im Accentro Wohneigentums-
reports erfassten deutschen Groß-
städten 124.467 Eigentumswohn-
ungen verkauft. Die Anzahl ist im
Vergleich zum Vorjahr um 2,51 %
gesunken. Bereits im Vorjahr war der
Verkauf von Eigentumswohnungen

um 5,62 % gesunken. Das Umsatz-
volumen ist jedoch um 4,14 % ange-
stiegen, hier war im Vorjahr noch ein
leichter Rückgang des Umsatzvolu-
mens zu verzeichnen. Die Dynamik
des Kaufpreiswachstums hat 2018
deutlich zugelegt – während Eigen-
tumswohnungen 2018 im Schnitt um
6,82 % teurer wurden, betrug die
Verteuerung ein Jahr zuvor 4,52 %.
Die steigenden Kaufpreise sorgten
dafür, dass sich das Umsatzvolumen
2018 gegenüber dem Vorjahr um
4,14 Prozent auf 31,57 Milliarden Eu-
ro erhöht hat.

„Die Zahlen des Wohneigentums-
reports 2019 zeigen, dass der seit
gut zehn Jahren anhaltende Trend
kräftig steigender Kaufpreise noch
nicht erlahmt, sondern sogar zu-
nimmt. Gründe dafür sind die anhal-
tenden niedrigen Zinsen sowie der
nach wie vor enorme Nachfrageüber-
hang, der sich insbesondere in den
Großstädten in höheren Preisen aus-
drückt“, erläutert Jacopo Mingazzini,
Vorstand der Accentro Real Estate.

Der durchschnittliche Kaufpreis einer
Wohnung lag 2018 bei 253.674 E

und hat damit erstmals die Viertelmil-
lion-Grenze überschritten. In sechs
Städten kosteten Wohnungen durch-
schnittlich mehr als 300.000 E, in
drei davon lag der Durchschnittspreis
sogar jenseits der 400.000 E. Hohe
Preise zahlten Käufer insbesondere in
den Ballungsregionen, wo sich Bevöl-
kerung, Wirtschaftskraft und somit
auch Wohnungsnachfrage konzen-
trieren.

In Berlin lag der durchschnittliche
Kaufpreis für eine Eigentumswoh-
nung 2018 bei 321.578 E – das ist
ein Plus von 21,83 % im Vergleich
zum Vorjahr. Binnen eines Jahres sind
die Preise trotz gesunkenem Neubau-
anteil also um mehr als ein Fünftel
angestiegen. Im Vorjahr dagegen
hatte der Anstieg gerade einmal
5,50 % betragen. In Berlin zeigte
sich 2018 also eine deutlich erhöhte
Kaufpreisdynamik; von einem Nach-
lassen der Nachfrage kann daher kei-
ne Rede sein. Das Angebot jedoch
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kann dieser hohen Nachfrage weiter-
hin nicht folgen. Die Zahl der ver-
kauften Neubauwohnungen ist 2018
im Vergleich zum Vorjahr sowohl
deutschlandweit (–11,62 %) als auch
speziell in Berlin (–21,24 %) kräftig
zurückgegangen. „Da es zurzeit au-
ßerdem noch keine Hinweise darauf
gibt, dass das Zinsniveau bald anstei-
gen wird, ist damit zu rechnen, dass
die Kaufpreise weiter steigen wer-
den. Die sinkenden Verkaufszahlen
allerdings zeigen, dass der Woh-
nungsmarkt in den Großstädten im-
mer enger und der Kauf einer Ei-
gentumswohnung immer schwieriger
wird“, führt Mingazzini weiter aus.

Vor allem in den Top-7-Städten, den
sieben bevölkerungsreichsten Metro-
polen in Deutschland, zeigt sich ein
zunehmend enger werdender Markt.
In Frankfurt am Main gingen die Ver-
kaufszahlen um 21,19 % zurück, in
Düsseldorf und Köln sogar um 33,44
bzw. um 45,84 %. Von den sieben
Metropolen sticht einzig Hamburg
mit einer positiven Bilanz hervor: Um
14,89 % hat die Zahl der verkauften
Neubauwohnungen in der Hanse-
stadt zugenommen. „Die Folge die-
ses insgesamt drastischen Rückgangs
der Neubauverkäufe und dem da-
mit einhergehenden kleiner werden-
den Markt ist, dass Nachfrager kaum
noch in der Lage sind, ein für sie pas-
sendes Angebot zu finden. Diese zu-
nehmende Diskrepanz ist wohl einer
der wesentlichen Gründe dafür, dass
sich der Anstieg der Kaufpreise 2018
gegenüber dem Vorjahr deutlich be-
schleunigt hat“, sagt Mingazzini.

& Büromarkt Dortmund

Der Dortmunder Büromarkt weist
laut BNP Paribas Real Estate zum En-
de des dritten Quartals ein Volumen
von 59.000 m2 vor. Das Resultat
liegt fast 23 % über dem Vorjahres-
wert und übertrifft den langjährigen
Durchschnitt um gut 5 %. Nach
der rückläufigen Entwicklung in
den Jahren 2017 und 2018 kann
somit eine Stabilisierung des Markt-
geschehens beobachtet werden.
„Das Umsatzergebnis fußt auf zwei
Standbeinen“, erläutert Amedeo
Augenbroe, Essener Niederlassungs-
leiter von BNPPRE. „Zum einen prä-
gen Großabschlüsse das Volumen.
Zum anderen kann der Dortmunder

Büromarkt auf sein traditionell star-
kes Vermietungsvolumen im kleinen
bis mittleren Größensegment, wel-
ches über 65 % des Umsatzes aus-
macht, auch in diesem Jahr bauen.“

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Leer-
stand zwar leicht um knapp 3 % ge-
stiegen und beläuft sich aktuell auf
73.000 m2, jedoch kann seit Jahres-
mitte wieder ein Abbau des Leer-
stands beobachtet werden. Mit einer
Leerstandsquote von 2,5 % bleibt
das Angebot auf dem Dortmunder
Büromarkt weiterhin knapp. Beson-
ders rar sind leerstehende Flächen mit
der von Mietern bevorzugten moder-
nen Ausstattungsqualität, die inner-
halb von zwölf Monaten einen Rück-
gang um mehr als 50 % auf 7.000
m2 verzeichnet haben und somit nur
noch einen Anteil von knapp unter
10 % des Leerstands ausmachen.

Trotz der angespannten Angebots-
lage ist aktuell kein Anstieg der Bau-
tätigkeit ersichtlich. Aufgrund einer
Reihe von Baufertigstellungen im
dritten Quartal dieses Jahres sind
momentan nur 40.000 m2 Büroflä-
chen im Bau und damit nur noch
knapp halb so viel wie im Vorjahr.
Die aktuelle Entwicklung neuer Flä-
chen konzentriert sich stark auf das
Marktgebiet der Nebenlagen, wohin-
gegen im Citykern sowie im Cityrand
fast kein neues Büroangebot ge-
schaffen wird. Ein Blick auf die Pro-
jektpipeline lässt jedoch vermuten,
dass sich die Projektentwickler auch
in diesem Markgebiet in naher Zu-
kunft wieder intensiver engagieren
werden. Das verfügbare Flächen-
angebot (Leerstand + verfügbare Flä-
chen im Bau) beträgt 76.000 m2 und
liegt damit ungefähr auf dem Niveau
des Vorjahres (+1 %).

Seit 2012 kann aufgrund der ange-
spannten Angebots-/Nachfrage-Rela-
tion ein stetiges Mietpreiswachstum
auf dem Dortmunder Büromarkt be-
obachtet werden, was sich auch in
diesem Jahr fortsetzt. Die Spitzen-
miete legte innerhalb der vergange-
nen zwölf Monate um 4 % zu und
beläuft sich aktuell auf 15,60 E/m2.
Noch dynamischer entwickelte sich
die Durchschnittsmiete, die im Vor-
jahresvergleich einen Anstieg von
gut 11 % aufweist und jetzt bei
11,90 E/m2 liegt. „Da die Nachfrage

das bestehende Angebot in Dort-
mund zum Teil deutlich übertrifft,
konnte die starke Umsatzentwick-
lung des ersten Halbjahrs 2019 im
dritten Quartal nicht nahtlos fort-
geführt werden. Diese Situation wird
sich voraussichtlich bis zum Jahres-
ende nicht mehr ändern, sodass ein
Ergebnis leicht über dem Durch-
schnitt erwartet werden kann. Darü-
ber hinaus ist von einem weiteren
Anstieg der Mieten auszugehen“,
sagt Augenbroe.

& Gesundheitsimmobilien-
markt weiterhin interessan-
ter Nischenmarkt

In den ersten drei Quartalen 2019
summierte sich das Transaktionsvolu-
men am Investmentmarkt für Ge-
sundheitsimmobilien laut CBRE auf
1,3 Mrd. E. Somit liegt das Volumen
zwar 52 % unter dem Vorjahres-
niveau des Rekordjahres 2018, unter-
streicht jedoch die solide Nachfrage
der Investoren an dieser Nischen-
Assetklasse. „Nach den Rekordjahren
2016 und 2018 fehlt dem Gesund-
heitsmarkt schlicht ein ausreichendes
Produktangebot, in das die an die-
ser Assetklasse interessierten, inländi-
schen sowie ausländischen Akteure
investieren könnten“, sagt Dirk Ri-
cholt, Leiter Gesundheitsimmobilien
bei CBRE in Deutschland. Aufgrund
des geringen Angebots an Portfolios,
lag der Fokus auf Einzelobjekten. Auf
diese entfielen 60 % des Markt-
geschehens – 38 Prozentpunkte mehr
als noch im Vorjahreszeitraum. Ne-
ben dem Produktmangel ist der Fach-
kräftemangel ein Problem, das auch
den Gesundheitsimmobilienmarkt be-
trifft. „Viele Betreiber sind auf Per-
sonalleasing angewiesen“, erläutert
Richolt. „Daraus entstehen hohe Kos-
ten, welche die Betreiber stark
schwächen. Zwar ist die Nutzernach-
frage groß, angesichts der zuletzt
stark gestiegenen Personalkosten kön-
nen jedoch schon kleinere Manage-
mentfehler einen Betreiber in die Kri-
se führen. Für Investoren ist es also
noch wichtiger als sonst, den Betrei-
ber bei der Auswahl gut zu prüfen.“

„Die Spitzenrendite für Pflegeheime
notiert weiterhin bei 4,75 %“, sagt
Tim Schulte, Director Valuation Ad-
visory Services bei CBRE. „Nicht zu-
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letzt aufgrund der jüngsten EZB-
Entscheidung sowie angesichts der
weiter nachgebenden Renditen in
anderen Immobilienassetklassen ist
es denkbar, dass auch die Renditen
für Gesundheitsimmobilien zeitnah
weiter sinken werden.“ „Am Ende
des Jahres dürfte das gesamte
Transaktionsvolumen für Gesund-
heitsimmobilien 1,5 bis 1,75 Mrd. E
umfassen“, prognostiziert Richolt.
Damit würden die Ergebnisse der
Rekordjahre 2016 und 2018 zwar
unterboten werden, gleichzeitig wä-
re ein solches Investitionsvolumen
aber trotzdem ein positives Ergebnis
und unterstreicht auch die nachhalti-
ge Wachstumstendenz des Gesund-
heitsimmobilieninvestmentmarkts.

& Bürovermietungs- und
Gewerbeinvestmentmarkt
in Stuttgart Q3-2019

Auf dem Stuttgarter Büromarkt lag
der Flächenumsatz in den ersten
neun Monaten des laufenden Jah-
res nach den Zahlen von Savills mit
235.500 m2 rund 37 % höher als
im Vorjahreszeitraum. Insbesondere
in den zentralen Lagen bleibt die
Nachfrage weiterhin hoch. „Häufig
sind Unternehmen noch nicht be-
reit, in die Randlagen zu ziehen, da
der Faktor Lage bei der Mitarbeiter-
akquise nach wie vor eine entschei-
dende Rolle spielt. So dichten
Unternehmen bestehende Flächen
eher nach oder lagern einzelne
Teams aus, bevor sie den Schritt in
die Randlagen wagen“, berichtet
Maren Quoos, Director und Team-
leader Office Agency bei Savills in
Stuttgart.

Entsprechend der hohen Nachfrage
ist der Leerstand gegenüber dem
zweiten Quartal 2019 weiter um 20
Basispunkte auf aktuell 2,0 % gefal-
len. Bei größeren Flächengesuchen
müssen Mieter in der Regel zwei bis
drei Jahre Vorlaufzeit einplanen. Im
CBD ist die Lage mit drei bis vier
Jahren Vorlaufzeit sogar noch ange-
spannter.

Mit einer Entspannung am Stuttgar-
ter Büromarkt ist wohl erst 2020,
eher 2021 zu rechnen. Zwar wächst
der Markt 2019 und 2020 merklich

um 88.000 m2 (Flächenfertigstel-
lungsvolumen 2019) bzw. um
154.000 m2 (Flächenfertigstellungs-
volumen 2020), jedoch sind diese
Flächen bereits zum Großteil vorver-
mietet. Erst 2021 kommt mit
201.000 m2 deutlich mehr Fläche
an den Markt, von denen immerhin
noch 37 % verfügbar sind.

Davon unbeeindruckt verharrt die
Spitzenmiete aktuell bei 24,30 E/m2

– begründen lässt sich dies jedoch
nicht mit einer sinkenden Nachfrage,
sondern vielmehr am fehlenden An-
gebot nach hochwertigen Flächen.
„Derzeit finden die Nutzer auf dem
Stuttgarter Markt einfach nicht, wo-
nach sie suchen. Somit sind sie auch
öfter bereit, Qualitätsabstriche zu ma-
chen“, erklärt Quoos. Das fehlende
Angebot im Premiumsegment spie-
gelt sich auch in der Durchschnitts-
miete wider. Gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum ist sie auf 16,00 E/m2

gestiegen (+13 %). Nach Berlin stellt
dies im Vergleich zu den Top-7-Städ-
ten den höchsten Anstieg der Durch-
schnittsmiete dar. Die hohe Nachfra-
ge wird sich wohl bis zum Ende des
Jahres auch weiter auf die Mietpreise
auswirken. So werden in der Spitze
25,00 E/m2 und im Durchschnitt
16,50 E/m2 erwartet. Zudem rechnet
Savills mit einem Anstieg des Flächen-
umsatzes auf insgesamt 280.000 m2.

In den ersten neun Monaten 2019
konnte auf dem Stuttgarter Invest-
mentmarkt für Gewerbeimmobilien
ein Transaktionsvolumen von rund
1,0 Mrd. E umgesetzt werden. Dies
stellt zwar einen Rückgang von
15 % gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum dar, jedoch markiert das
Ergebnis trotzdem einen sehr guten
Wert – ein höheres Volumen konnte
in den ersten neun Monaten ledig-
lich in den Jahren 2018 (1,2 Mrd. E)
und 2015 (1,1 Mrd. E) erzielt wer-
den. „Ob der Rekord vom letzten
Jahr getoppt wird, bleibt abzuwar-
ten und hängt vom letzten Quartal
ab“, sagt Frank Urfer, Director In-
vestment und Head of Stuttgart Of-
fice bei Savills und weist darauf hin,
dass das letztjährige Rekordergebnis
vor allem durch den Verkauf des Al-
lianz Campus beeinflusst wurde.

Bei den Nutzungsarten waren das
Büro- (431 Mio. E) und Einzelhan-

delssegment (423 Mio. E) mehr oder
weniger gleichauf. Jedoch verzeich-
nete das Bürosegment einen Rück-
gang von 38 % (ggü. dem Vor-
jahreszeitraum), wohingegen sich das
Transaktionsvolumen im Einzelhandel
mehr als verdoppeln (+136 %) konn-
te. Das gute Ergebnis im Retail-
Bereich kann dabei größtenteils auf
den Verkauf des Geschäftshauses
am Kochenhof 10–14 (Stadtquartier
Killesberghöhe) von der Württember-
gischen Lebensversicherung an die
Hahn-Immobilien-Beteiligungs AG zu-
rückgeführt werden. Dieser Abschluss
markiert zugleich eine der größten
Transaktionen in Stuttgart im dritten
Quartal 2019.

Die Renditen auf dem Stuttgarter In-
vestmentmarkt blieben derweil wei-
ter stabil bei 3,3 % für Büroimmobi-
lien und 3,5 % für Geschäftshäuser
in 1-A Lagen. „Wie sich die Rendi-
ten hier in Zukunft entwickeln wer-
den, hängt auch davon ab, wie sich
ein wirtschaftlicher Einbruch auf
die Region Stuttgart auswirkt – ins-
besondere vor dem Hintergrund des
Strukturwandels hin zur Elektromo-
bilität“, erklärt Urfer und fügt hinzu:
„Dadurch werden sich jedoch auch
Chancen für den Standort Stuttgart
ergeben. Es werden Flächen frei,
die wiederum neu bespielt werden
können.“ Aktuell wird der Standort
Stuttgart auch von internationalen
Käufern stärker wahrgenommen.
Insbesondere nordamerikanische In-
vestoren sind aktuell häufiger am
Markt zu finden. Sie sind bereit in
Preisregionen vorzudringen, die sie
aus den anderen Top-7-Städten ken-
nen. Der Anteil deutscher Käufer ist
dagegen gegenüber dem Fünfjah-
resdurchschnitt um 6 Prozentpunkte
zurückgegangen. Insgesamt mach-
ten Investoren aus Deutschland mit
44 % aber weiterhin die größte
Käufergruppe aus.

& Wohnungsmarkt
Norddeutschland

Die Entwicklung der Mieten und Ren-
diten auf den norddeutschen Woh-
nungsmärkten normalisiert sich. Der
starke Anstieg der Mieten der ver-
gangenen Jahre schwächt sich 2019
etwas ab, ebenso wie die Rendite-
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kompression. Das ist eines der zent-
ralen Ergebnisse der aktuellen Studie
„Norddeutsche Wohnungsmärkte:
Daten und Perspektiven 2019“, in
der Wüest Partner Deutschland
die Wohnungsmärkte von 15 nord-
deutschen Oberzentren in Hamburg,
Bremen, Schleswig-Holstein, Meck-
lenburg-Vorpommern und Nieder-
sachsen analysiert.

„Wichtig für Investoren ist es, die Ri-
siken in den verschiedenen Städten
richtig einschätzen und bewerten zu
können“, sagt Volker Ottenströer,
Leiter des Standortes Hamburg bei
Wüest Partner Deutschland. „Unsere
Risiko-Rendite-Profile zeigen diffe-
renziert auf, welche Städte die
höchsten Bruttorenditen verspre-
chen und wo das Verhältnis von
Rendite zu Risiko am günstigsten
ausfällt. So erzielt man in Bremerha-
ven mit durchschnittlich 9,1 % und
in Wilhelmshaven mit 7,7 % die mit
Abstand höchsten Bruttorenditen,
allerdings bei einem vergleichsweise
hohen Standort- und Marktrisiko.
Schwerin, Wolfsburg, Flensburg und
Braunschweig haben vorteilhafte Ri-
siko-Rendite-Verhältnisse.“

Die Urbanisierung und die anhal-
tende Zuwanderung bewirken in al-
len analysierten Städten ein Bevölke-
rungswachstum. Auch die Prognosen
bis 2030 sagen eine überwiegend
positive Entwicklung vorher. Zugleich
blieb die Neubauaktivität in elf von
15 Städten hinter dem Bedarf zurück
und der Leerstand ist weiter gesun-
ken – im Mittel auf 2,7 %. Die Miet-
preise haben sich weiter erhöht,
wenn auch nicht mehr ganz so stark,
wie in den vorangegangenen Jahren.
Die größten Wachstumsraten können
für die vergangenen zehn Jahre für
Braunschweig, Hannover und Wolfs-
burg festgestellt werden. Die höchste
Median-Miete wird in Hamburg mit
rund 13,00 E je m2 aufgerufen.

Neben dem Mietpreisanstieg hat sich
auch der Rückgang der Renditen für
Mehrfamilienhäuser deutlich abge-
schwächt. Die aktuellen Preissteige-
rungen sind demzufolge primär auf
Mietwachstum und weniger auf eine
Erhöhung der Kaufpreisfaktoren zu-
rückzuführen. Die durchschnittlichen
Bruttofaktoren variieren sehr deut-
lich zwischen den Städten im Nor-

den. Hamburg steht mit einem
durchschnittlichen Vervielfältiger von
27,5 klar an der Spitze, aber auch
norddeutsche B- und C-Städte wei-
sen – zum Beispiel bei Neubaupro-
jekten – regelmäßig Bruttofaktoren
oberhalb des 23- bis 25-fachen auf.
„Die intakte Nachfragesituation, das
anhaltende Niedrigzinsumfeld, die
positive Entwicklung der Mieten, der
geringe Leerstand, die verhaltene
Neubautätigkeit und auch der Man-
gel an alternativen Anlagemöglich-
keiten sprechen kurz- bis mittelfristig
für stabile Preise. Jedoch kann zu-
künftig eine abnehmende Unter-
mauerung der Kaufpreise durch er-
zielbare Mieten, insbesondere bei
einer Zinswende, zu rückläufigen Im-
mobilienwerten führen“, so Otten-
ströer.

& Wohnungsmarkt für
Studierende spitzt sich
weiter zu

Der andauernde Preisanstieg für stu-
dentisches Wohnen findet kein Ende:
Für eine studentische Musterwoh-
nung sind Rekordstände in allen 30
untersuchten Hochschulstädten zu
verzeichnen. Verschärft hat sich die
Situation besonders in Großstädten.
Die Mietsteigerungen haben sich in
27 der 30 untersuchten Hochschul-
städte beschleunigt, in Darmstadt,
Frankfurt am Main und Konstanz in
extremem Ausmaß. Somit spitzt sich
die Wohnsituation für die Vielzahl
der Studierenden weiter zu. Ursäch-
lich sind aber nicht nur die nochmals
schneller steigenden Mieten selbst,
sondern auch das seit Jahren stagnie-
rende Nettoeinkommen der Mehr-
zahl der Studierenden. Insbesondere
BAföG-Empfänger leiden unter den
Mietpreisen – trotz jüngst angeho-
benem Wohnzuschlag: In mehr als
zwei Dritteln der Hochschulstädte
reicht selbst dessen Höchstsatz nicht
für eine studentische Musterwoh-
nung. Entsprechend wohnen inzwi-
schen mit 31 % (2003: 22 %) immer
mehr Studierende in Wohngemein-
schaften (WGs) oder zu 25 % (2003:
22 %) bei ihren Eltern. Dies sind die
zentralen Ergebnisse des MLP Stu-
dentenwohnreports 2019, den der
Finanzdienstleister in Kooperation mit
dem Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW) erstellt hat.

Durch den weiteren Anstieg der
Mieten für studentisches Wohnen –
im vergangenen Jahr waren es im
Schnitt 4,6 % – sind an allen 30 un-
tersuchten Hochschulorten inzwi-
schen Rekordstände erreicht. Dies
zeigt eine Analyse der Preisentwick-
lung für eine studentische Muster-
wohnung, die die IW-Forscher ver-
wenden, um verschiedene Städte
besser vergleichen zu können. Da-
bei wird für eine 30 m2 große Woh-
nung, die 1,5 km von der Hoch-
schule entfernt liegt und 1995
erbaut wurde, auch die gleiche Aus-
stattung unterstellt. Einen Extrem-
wert bei den Mietpreissteigerungen
von 2018 auf 2019 erreichte die
Musterwohnung in Darmstadt mit
mehr als 8 %, zugleich betrug die
durchschnittliche jährliche Mietstei-
gerung dieser Vergleichsimmobilie
seit 2010 dort 3,4 %. Ähnlich aus-
geprägt lässt sich dies auch in
Frankfurt (8 % bzw. 3,9 %) und
Konstanz (7 % bzw. 2,9 %) beob-
achten. In Berlin (7,4 % bzw.
6,6 %) und München (6,0 % bzw.
5,5 %) sind die Preise ebenfalls
stark gestiegen, allerdings auf ähn-
lich hohem Niveau wie in den ver-
gangenen Jahren. Insgesamt ist an
27 der 30 untersuchten Hochschul-
städte eine Verschärfung der Preis-
steigerung festzustellen.

Am teuersten ist die Musterwoh-
nung in München, die monatliche
Warmmiete beträgt dort 717 E. Da-
rauf folgen Stuttgart mit 542 E und
Frankfurt mit 505 E. In 14 weiteren
Städten sind für die Musterwoh-
nung immer noch zwischen 400
und 459 E monatlich zu zahlen. Die
drei günstigsten Städte sind hin-
gegen Magdeburg (251 E), Leipzig
(278 E) und Bochum (287 E).
„Nicht nur Studierende suchen klei-
ne Wohnungen in guten Lagen,
sondern auch junge Erwerbstätige,
Fernpendler oder Senioren – daher
ist der Preisdruck in diesem Seg-
ment besonders hoch“, sagt Prof.
Michael Voigtländer, Immobilien-
experte am IW.

Das Nettoeinkommen von Studieren-
den ist im Mittel in den vergangenen
Jahren stagniert. Es liegt bei 900 E

pro Monat. Einzig die 25 % einkom-
mensstärksten Studierendenhaushal-
te konnten ihre Einkommen weiter
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steigern (um 36 % seit 2010). Damit
können nur sie die seit 2010 erfolg-
ten Mietsteigerungen in 26 der be-
trachteten 30 Standorte kompensie-

ren. Die finanzielle Belastung von
Studierenden mit durchschnittlichem
und geringem Einkommen ist hin-
gegen deutlich gestiegen – ihre seit

Jahren stagnierenden bzw. nur leicht
steigenden Nettoeinkommen können
mit der Mietpreisentwicklung nicht
Schritt halten.

NACHRICHTEN

& Junge ziehen in die
Städte, Alte aufs Land
Vor allem junge Leute zwischen 18
und 29 Jahren verlagern ihren Wohn-
ort – und zwar ganz überwiegend –
in die Städte. Ältere Personen wech-
seln dagegen deutlich seltener die
Region. Sie zieht es tendenziell in
ländliche Räume. Zu diesen Ergebnis-
sen kommt eine aktuelle Analyse des
RWI – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung und der Ruhr Universität
Bochum. Demnach verschärft die
Binnenmigration die demografischen
Unterschiede zwischen Stadt und
Land. Auch die Faktoren, welche die
Ortswahl beeinflussen, unterscheiden
sich zwischen den Altersgruppen:
Das regionale Lohnniveau und an-
dere Wirtschaftsindikatoren spielen
vor allem für junge Menschen eine
große Rolle.

Die wichtigsten Ergebnisse:

– Zwischen 2008 und 2014 sind ins-
gesamt knapp 15,9 Millionen Per-
sonen mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit aus einer Stadt oder einem
Landkreis in eine andere Region
umgezogen.

– 43 % der einheimischen Binnen-
migranten sind zwischen 18 und 29
Jahren alt. Zum Vergleich: Diese Al-
tersgruppe macht nur 14 % der Ge-
samtbevölkerung aus.

– Von den insgesamt 6,9 Millionen
Binnenmigranten zwischen 18 und
29 Jahren stammen 25 % aus länd-
lichen Gebieten und 75 % aus Städ-
ten. Nur 19 % von ihnen ziehen in
einen Landkreis um, während sich
81 % für eine Stadt entscheiden.
Dies führt zu einer Wanderungs-
lücke für die ländlichen Gebiete von
fast 460.000 Personen in dieser Al-
tersgruppe.

– Ältere Altersgruppen wechseln
deutlich seltener die Region, tenden-
ziell zieht es sie jedoch eher in ländli-
che Kreise. Sie können die ländliche
Wanderungslücke der 18- bis 29-Jäh-
rigen aber nicht ausgleichen.

– Insgesamt verschärft die Binnenmi-
gration die bereits bestehenden de-
mografischen Probleme in ländlichen
Räumen. Das gilt insbesondere für
viele Landkreise in Ostdeutschland.

– In einer deskriptiven Analyse ver-
gleicht die RWI-Studie zudem den
Einfluss verschiedener Faktoren auf
die Migrationsentscheidung. Dem-
nach hängt sie bei Personen unter
50 Jahren insbesondere von den
wirtschaftlichen Möglichkeiten ab.
So geht ein höheres Lohnniveau in
einer Region mit einer geringeren
Abwanderung und einer höheren
Zuwanderung einher.

– Wohnkosten scheinen dagegen
eher eine untergeordnete Rolle zu
spielen: Regionen mit hohen Miet-
preisen verzeichnen – unter ansons-
ten gleichen Bedingungen – eine et-
was geringere Zuwanderung aller
Altersgruppen. Eine verstärkte Ab-
wanderung aus teuren Regionen
findet nur in der Gruppe der 30- bis
49-Jährigen statt.

„Die Untersuchung zeigt die große
Anziehungskraft der Städte auf junge
Menschen. Sie werden unter ande-
rem durch das höhere Lohnniveau
gelockt, während die höheren Wohn-
kosten im Vergleich eine eher unter-
geordnete Rolle spielen“, sagt RWI-
Vizepräsident Thomas Bauer, einer
der Autoren der Studie. „Ältere Per-
sonen ziehen zwar tendenziell wieder
raus aus den Städten, allerdings in
deutlich geringerer Zahl. Insgesamt

verschärft die Binnenmigration die
demografischen Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land“, so Bauer.

Die Analyse basiert auf kleinräu-
migen administrativen Daten, die je-
de Migrationsbewegung über die
Bezirksgrenzen hinweg zwischen
2008 und 2014 enthalten, auf-
geschlüsselt nach verschiedenen Al-
tersgruppen. Die Informationen zu
Mietpreisen stammen aus dem RWI-
GEO-REDX Datensatz des RWI-For-
schungsdatenzentrums FDZ Ruhr.

& Krankenhausentgelt-
katalog 2020 steht fest

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft
(DKG), der GKV-Spitzenverband und
der Verband der Privaten Kranken-
versicherung (PKV) haben sich auf
den im kommenden Jahr geltenden
Fallpauschalen-Katalog (DRG-Katalog)
verständigt. Der DRG-Katalog ist seit
dem Jahr 2004 verbindliche Abrech-
nungsgrundlage für rund 19 Millionen
stationäre Fälle pro Kalenderjahr und
steuert ein Finanzierungsvolumen von
über 75 Mrd. E.

Die Verhandlungspartner der ge-
meinsamen Selbstverwaltung stan-
den in diesem Jahr vor der Aufgabe,
die Pflegekosten aus den Fallpau-
schalen herauszulösen. Dieser Schritt
war durch die gesetzlichen Ände-
rungen im Pflegepersonal-Stärkungs-
gesetz notwendig geworden. Er stellt
die nachhaltigste Veränderung im
DRG-System seit seiner Einführung
dar. Zum einen musste ermittelt wer-
den, wie viel heute tatsächlich für
Pflegeleistungen anteilig in den Fall-
pauschalen bezahlt wird (Pflegebud-
get). Dieser Betrag musste aus den
Fallpauschalen herausgelöst werden.
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Somit werden künftig rd. 15 Mrd. E,
die die Krankenhäuser für Pflege in
bettenführenden Abteilungen aus-
geben, gesondert finanziert – orien-
tiert an den tatsächlichen Ausgaben
des einzelnen Krankenhauses. Zum
anderen ging es um die Frage, wie
das Geld über die Abrechnung von
den Krankenkassen an die Kranken-
häuser transferiert wird. Abgerechnet
werden die Pflegekostenanteile nicht
separat, sondern mit einem DRG-Be-
zug. Ein hoher Pflegeaufwand in ei-
ner Leistung wird höher vergütet.
Formal bleibt der DRG-Katalog erhal-
ten, bekommt aber neben dem bis-
lang bekannten Relativgewicht je Fall
nun auch ein Relativgewicht für den
Pflegetagessatz („Spaltenlösung“).

Der DKG-Hauptgeschäftsführer Ge-
org Baum erklärt dazu: „16 Jahre
nach Einführung des DRG-Systems
bedeutet die Ausgliederung der Pfle-
gekosten einen echten Systemwech-
sel. Die Finanzierung der Pflege wird
von der Zahl der Fälle und deren Erlö-
sen abgekoppelt und letztlich als Jah-
resbudget ausgezahlt. Dabei muss al-
lerdings darauf geachtet werden,
dass die Unterstützung und der Er-
satz von Pflegekräften durch andere
Kräfte nicht behindert werden. Mit
der Ausgliederung verbinden die
Krankenhäuser die Erwartung, dass
die Personalkosten besser und voll-
ständig refinanziert werden können.“

Stefanie Stoff-Ahnis, Vorstand beim
GKV-Spitzenverband, hebt hervor:
„Wir sind froh, dass es bei die-
sem komplexen Verhandlungsprozess
doch noch zu einer Einigung gekom-
men ist. Es bleibt zu hoffen, dass von
diesem grundlegenden Umbau der
Vergütung vor allem jene Kranken-
häuser profitieren, bei denen hohe
Pflegeausgaben auch als gute Pflege
bei Patienten ankommen. Denn diese
Reform zielte gerade darauf ab, die
direkte Pflegeleistung am Patienten-
bett eins zu eins zu vergüten.“

Der Direktor des Verbandes der Pri-
vaten Krankenversicherung (PKV),
Florian Reuther, kommentiert: „Das
DRG-System erfährt mit dem Fall-
pauschalenkatalog 2020 den grund-
legendsten Wandel seit seiner Ein-
führung vor 15 Jahren. Wir hoffen,
dass dadurch die Versorgung der
Patienten im Krankenhaus nachhal-
tig verbessert werden kann.“

Die Ausgliederung der Pflegeper-
sonalkosten ist hoch komplex. Die
Vereinbarungspartner haben in Zu-
sammenarbeit mit dem Institut für
das Entgeltsystem im Krankenhaus
(InEK) versucht, eine Kongruenz zwi-
schen der Ausgliederung auf Bundes-
ebene und den künftigen Budgetver-
handlungen vor Ort herzustellen.
Dazu wurden eine Reihe weiterer
Vereinbarungen geschlossen, so z.B.
eine Vereinbarung zur Abgrenzung
der Pflegepersonalkosten sowie eine
Nachweisvereinbarung. Sie sind auf
den Internetseiten der DKG und des
GKV-Spitzenverbandes abrufbar.

Eine Verständigung erreichten die
Verhandlungspartner auch beim
pauschalierenden, tagesbezogenen
Entgeltkatalog für psychiatrische
und psychosomatische Einrichtun-
gen (PEPP-Entgeltkatalog 2020).

Der DRG-Katalog wurde durch das
von den Partnern der Selbstverwal-
tung gemeinsam getragene InEK
auf der Grundlage von Fallkosten-
daten von Krankenhäusern weiter-
entwickelt. Es ist absehbar, dass die
sachgerechte Herauslösung der Pfle-
gekosten aus dem Fallpauschalsys-
tem und die Optimierung der DRGs
mit ausgegliederten Pflegekosten –
sogenannte aG-DRGs – ein mehr-
jähriger Prozess sein werden.

Hintergrund

Der DRG-Fallpauschalenkatalog be-
stimmt über Relativgewichte das Ver-
hältnis der Vergütungen verschiede-
ner Behandlungsfälle zueinander. Die
mit den Kassen abgerechnete Ver-
gütungshöhe wird maßgeblich durch
die in den Bundesländern verein-
barten Basisfallwerte festgelegt. Ab
1.1.2020 werden die Pflegepersonal-
kosten nicht mehr Teil der klassischen
DRG-Fallkostenkalkulation sein. Das
krankenhausspezifische Pflegebudget
wird jedoch durch DRG-bezogene
Tagessätze transferiert.

& Teures Acker- und
Weideland

Die durchschnittlich gezahlten Kauf-
preise für landwirtschaftliche Grund-
stücke sind in Deutschland und den
meisten Bundesländern in den ver-
gangenen Jahren stark angestiegen.
Wie das Statistische Bundesamt (De-

statis) mitteilte, erhöhten sich die für
landwirtschaftliche Grundstücke ge-
zahlten Durchschnittspreise (ohne In-
ventar und Gebäude) von 2009 bis
2018 auf das 2,3-Fache. Die beob-
achteten starken Anstiege der Kauf-
preise werden in der politischen Dis-
kussion unter anderem auf die Käufe
von Land durch außerlandwirtschaft-
liche Investoren zurückgeführt.

Die Entwicklung verlief in den Bun-
desländern unterschiedlich. In Bayern
stiegen die Kaufpreise für Acker-
und Grünland zusammengenommen
von 2009 bis 2018 auf das 2,6-Fache
an, in Niedersachsen auf das 2,4-Fa-
che, in Nordrhein-Westfalen auf das
2-Fache, in Mecklenburg-Vorpom-
mern auf das 2,9-Fache und in Sach-
sen auf das 2,7-Fache. In Baden-
Württemberg stiegen sie weniger
stark an, und zwar auf das 1,5-Fache
der Werte von 2009, in Hessen und
Rheinland-Pfalz auf das 1,4-Fache. In
Schleswig-Holstein waren die Agrar-
landkaufpreise 2018 auf das 1,8-Fa-
che der Werte von 2009 angestie-
gen. In den alten Ländern insgesamt
(ohne Stadtstaaten) lagen sie beim
2,1-Fachen der Werte von 2009, in
den neuen Ländern (ohne Berlin)
beim 2,6-Fachen.

Von rund 275.000 landwirtschaftli-
chen Betrieben in Deutschland im
Jahr 2016 waren 244.000 Einzel-
unternehmen, 21.000 Gesellschaften
bürgerlichen Rechts (GbR), 2.100
Kommanditgesellschaften und 1.600
Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und Compagnie Kommanditge-
sellschaften. Diese Zahlen kommen
aus der 2016 zuletzt durchgeführten
Agrarstrukturerhebung.

& Wohnungsgenehmi-
gungen bis August 2019

Von Januar bis August 2019 wurde
in Deutschland der Bau von ins-
gesamt 228.500 Wohnungen ge-
nehmigt. Wie das Statistische Bun-
desamt (Destatis) weiter mitteilt,
waren dies 2,5 % weniger Bau-
genehmigungen als im entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. Die Geneh-
migungen galten sowohl für neue
Gebäude als auch für Baumaßnah-
men an bestehenden Gebäuden. In
neu zu errichtenden Wohngebäu-
den wurden von Januar bis August
2019 rund 196.700 Wohnungen
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genehmigt. Dies waren 3,7 % oder
7.500 Wohnungen weniger als im
entsprechenden Vorjahreszeitraum.
Die Zahl der Baugenehmigungen für
Einfamilienhäuser ist geringfügig
gestiegen (+0,1 %). Die Zahl der
Baugenehmigungen für Zweifami-
lienhäuser sank um 2,9 %, die für
Mehrfamilienhäuser um 3,5 %.

Bei den neu zu errichtenden Nicht-
wohngebäuden, die von Januar bis
August 2019 genehmigt wurden,
verringerte sich der umbaute Raum
gegenüber dem Vorjahreszeitraum
um 5,2 Mio. m3 auf 143,2 Mio. m3

(–3,5 %).

& Neues gif-Glossar geht
online

Die gif Gesellschaft für immobilien-
wirtschaftliche Forschung legt eine
Online-Sammlung von Definitionen
und Kennzahlen zu verschiedenen
Themenbereichen als Glossar vor.
Konzipiert, definiert und erstellt wur-
de dieses elektronische Nachschlage-
werk für die gesamte Branche in den
gif-Kompetenz- und Projektgruppen.
„Motivation und Ziel war, ein über-
sichtliches, umfassendes Immobi-
lienglossar zur Verfügung zu stellen,
welches anwenderfreundlich bran-
chenweit und interdisziplinär zum
Einsatz kommt“, erläutert Prof. Vere-
na Rock, gif-Vorstand. Neben der ei-
gentlichen Definition und Weiterent-
wicklung von Fachbegriffen werden
ergänzend Quellenangaben und Ver-
linkungen innerhalb des Glossars dar-
gestellt. Die Begriffe sind sowohl aus
den bereits bestehenden Definitions-
sammlungen entnommen als auch
neu hinzugefügt worden. Gleichzei-
tig handelt es sich um eine offene
Sammlung, d.h. Fachbegriffe und
Kennzahlendefinitionen werden kon-
tinuierlich weiterentwickelt und er-
gänzt. Erste Definitionen werden aus
den folgenden Themenbereichen be-
reitgestellt:

a. Büromarkt
b. Datenmanagement
c. Development
d. Einzelhandel

„Dass gerade Begriffe aus dem Da-
tenmanagement stark Eingang in das
Glossar gefunden haben, verwundert
nicht“, erläutert Susanne Hügel, Lei-
terin der Projektgruppe „uns war

wichtig, dass damit erstmals ein
einheitlicher Standard aller relevan-
ter Begriffe rund um die dynamische
Schnittstelle zwischen Immobilien
und Digitalisierung von einem Exper-
tengremium definiert wurde. Der
Themenbereich Real Estate Invest-
ment Management ist derzeit in Vor-
bereitung. Das Glossar steht zum
kostenfreien Zugriff bereit unter:
https://www.gif-ev.de/gif-glossar.626/
show/glossar

& EEG-Umlage steigt
Die EEG-Umlage, mit der der Ausbau
der erneuerbaren Energien im Strom-
markt gefördert werden soll, steigt
2020 von 6,405 Cent/kWh auf 6,756
Cent/kWh. Die Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien ist nach An-
gabe des Bundeswirtschaftsministeri-
ums seit 2014 um 50 % gestiegen.
Im Zuge der jüngsten Beschlüsse zur
Klimapolitik sei eine schrittweise Sen-
kung der EEG-Umlage ab 2021 be-
schlossen worden. Die Übertragungs-
netzbetreiber rechnen 2020 mit
einem weiteren Ausbau der erneuer-
baren Energien um knapp 6 GW.
Dadurch nehme die Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien um
9 Mrd. Kilowattstunden bzw. 4 %
weiter zu.

& Neue Bestellungsvoraus-
setzungen des DIHK sorgen
für Unsicherheiten bei Sach-
verständigen – der IVD er-
reicht Klarstellung
Im Mai 2018 informierten die Indus-
trie- und Handelskammern über die
neue Abgrenzung der drei Sach-
gebiete: Bewertung von bebauten
und unbebauten Grundstücken
(1400), Mieten und Pachten (1405)
und Bewertung von bebauten und
unbebauten Grundstücken – Land-
wirtschaft (1410). Wie der Bundes-
fachausschuss für Immobiliensach-
verständige (BFA) des IVD feststellte,
haben dessen – über das gesamte
Bundesgebiet verteilten – Mitglieder
diese Information unterschiedlich in-
terpretiert und massive Bedenken in
Bezug auf Zuständigkeitsfragen ge-
äußert.

Man war sich einig, dass in zahlrei-
chen Fällen Kompetenzüberschreitun-
gen zu erwarten sind. Insbesondere

dann, wenn beispielsweise ein für
das Sachgebiet „bebaute und unbe-
baute Grundstücke“ öffentlich be-
stellter Sachverständiger für die Be-
wertung übergroßer Grundstücke mit
der theoretischen Nutzungsmöglich-
keit des Gebietes als Gartenland oder
Acker konfrontiert wird. Ebenso diffi-
zil scheinen dem Fachausschuss ehe-
malige Hofstellen, die nach Aufgabe
der landwirtschaftlichen Nutzung zu
Wohnzwecken genutzt werden. Als
dritten Problemfall sehen die Exper-
ten die gewachsenen Ortschaften.
Regelmäßig werden Stallanlagen und
Scheunen im Ortskern zu Wohnzwe-
cken oder zu der Wohnnutzung zu-
gehörigen Garagen ausgebaut – Eine
Situation, die die Zuordnung des rich-
tigen Sachverständigen erschwert.

Um seinen Mitgliedern Klarheit zu
verschaffen und eventuelle Haftungs-
risiken zu minimieren, konnte der IVD
mit einem Schreiben und der Darstel-
lung der zu erwartenden Sachge-
bietsüberschneidungen folgende Ant-
wort seitens des DIHK erhalten:

(Auszug aus einem Schreiben von
Rechtsanwalt Axel Rickert, Leiter des
Referats Kammerrecht, Sachverstän-
digenwesen/DIHK)

Den Bestellungsvoraussetzungen der
Sachgebiete 1400, 1405 und 1410
ist jeweils eine Sachgebietsbeschrei-
bung vorangestellt. Diese kann zu-
sammen mit den nachzuweisenden
Kenntnissen zur Abgrenzung der
Sachgebiete und zur Bestimmung
des zuständigen Sachverständigen
herangezogen werden. Naturgemäß
gibt es jedoch bei benachbarten
Sachgebieten immer Schnittmengen
und nicht eindeutige Grenzfälle. In
der Praxis gibt es oftmals Aufgaben-
stellungen, in denen zwei oder mehr
Sachgebiete betroffen sind. Manch-
mal gibt es auch Aufträge, in denen
von einer Doppelzuständigkeit aus-
zugehen ist. Die Bestellungskörper-
schaften müssen sich in solchen
Fällen bei der Suche nach dem zu-
ständigen Sachverständigen entwe-
der nach dem Schwerpunkt der zu
beantwortenden Fragestellung (sog.
Schwerpunkttheorie) richten oder
Sachverständige von zwei verschie-
denen Sachgebieten benennen. Ei-
ne Benennung entbindet den be-
nannten Sachverständigen jedoch
nicht, seine Zuständigkeit noch ein-
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mal in eigener Verantwortung zu
prüfen. Manchmal stellt sich erst bei
der genaueren Befassung mit einem
Auftrag oder beim Ortstermin he-
raus, dass ein anderer Sachverständi-
ger zuständig ist oder hinzugezogen
werden sollte.

(...) Tatsächlich gibt es einige Dop-
pelzuständigkeiten.

Prominentestes Beispiel für die Dop-
pelzuständigkeit ist die Bewertung
von Bauerwartungsland. Hier ist
nach einhelliger Meinung die Zustän-
digkeit beider Sachgebiete eröffnet.
Auch bei Gemeinbedarfs-, Nutz- und
Ausgleichsflächen ist von einer Dop-
pelzuständigkeit auszugehen. Nach
der o.g. Schwerpunkttheorie darf ein
Sachverständiger für das Sachgebiet
1400 im Rahmen seiner Zuständig-
keit auch eine Wiese, einen Grün-
streifen oder eine sogenannte
Umgriffsfläche mitbewerten, sofern
diese Flächen von ihrer Größe her als
Bagatellflächen anzusehen sind. Von
einer Bagatellfläche ist auszugehen,
wenn es sich um eine kleinere Fläche
handelt, die auch nicht selbständig
bewirtschaftet wird.

Den Sachverständigen wird aller-
dings dringend empfohlen, immer
dann, wenn sie im Grenzbereich
ihrer Zuständigkeit arbeiten, einen
entsprechenden Hinweis im Gutach-
ten aufzunehmen und ihre Zustän-
digkeit genau zu prüfen. Im Zweifel
sollten Fragestellungen, die zwar
noch im Grenzbereich liegen, aber
schwerpunktmäßig eher bei einem
anderen Sachgebiet zu verorten
sind, als freier Sachverständiger be-
antwortet oder ein zuständiger Kol-
lege des anderen Sachgebiets hin-
zugezogen werden.

Sogenannte Resthofstellen, die nicht
mehr zu landwirtschaftlichen Zwe-
cken, sondern zu wohn- oder ge-
werblichen Zwecken genutzt werden
und diese Nutzung auch rechtmäßig
erfolgt, fallen aufgrund der tatsäch-
lichen Nutzung dann in das Sach-
gebiet 1400. Sofern die Aufgabe der
landwirtschaftlichen Nutzung jedoch
noch nicht als endgültig anzusehen
ist oder zukünftig wieder aufgenom-
men werden kann, ist auch das Sach-
gebiet 1410 eröffnet (Doppelzustän-
digkeit). Der Bundesfachausschuss
begrüßt die Klarstellung durch den

DIHK, schlägt aber vor, die vor-
genannten Ausführungen in einer
Präambel den Bestellungsvorausset-
zungen voran zu stellen.

& Eigentumsquote knapp
über 50 %

Trotz eines in den vergangenen zehn
Jahren sehr stark gestiegenen Umsat-
zes bei Immobilien gehört Deutsch-
land bei der Wohneigentumsquote
zu den Schlusslichtern in Europa. Dies
geht aus der Antwort der Bundes-
regierung (19/12955) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/11623) hervor. Danach
stieg der Umsatz mit Immobilien seit
dem Jahr 2008 bis zum Jahr 2016
von 131 auf 237,5 Mrd. E im Jahr.
Die Zahl der Immobilientransaktionen
erhöhte sich von 817.000 auf rund
eine Million. Mit einer Wohnei-
gentumsquote von 51,4 % gehört
Deutschland vor dem Schlusslicht
Schweiz mit 41,3 % zu den Ländern
mit der niedrigsten Wohneigentums-
quote in Europa. Die höchsten Wohn-
eigentumsquoten mit über 90 % gibt
es in Rumänien, Kroatien und in der
Slowakei.

& So leben die Menschen
in Europa

Ein neuer vom Bundesinstitut für
Bau-, Stadt und Raumforschung
(BBSR) herausgegebener Europaatlas
zeigt, wie sich die Regionen in den
vergangenen Jahren entwickelt ha-
ben – und auf welche Veränderun-
gen sich Entscheidungsträger aus
Politik und Verwaltung künftig ein-
stellen müssen. Karten, Infografiken
und erläuternde Texte zeichnen ein
Bild von Demografie, Arbeitsmarkt,
Beschäftigung, Wirtschaft, Finanzen
und weiterer Schlüsselthemen regio-
naler Entwicklung. Der Europaatlas
knüpft an den Deutschlandatlas des
Bundesministeriums des Innern, für
Bau und Heimat (BMI) an.

& Orientierungswert für
Krankenhauskosten 2019
beträgt 2,99 %

Das Statistische Bundesamt (Destatis)
veröffentlicht gemäß den Vorgaben
des Krankenhausentgeltgesetzes den

sogenannten Orientierungswert für
Krankenhäuser. Dabei handelt es sich
um eine wichtige Kenngröße für
die Selbstverwaltungspartner im deut-
schen Gesundheitswesen (gesetzliche
Krankenkassen und Krankenhäuser).
Der Orientierungswert gibt die durch-
schnittliche jährliche prozentuale Ver-
änderung der Krankenhauskosten wie-
der, die ausschließlich auf Preis- oder
Verdienständerungen zurückzuführen
ist. Damit ist er eine wichtige Basis für
Budgetverhandlungen im stationären
Bereich. Für den Zeitraum des zweiten
Halbjahres 2018 und des ersten Halb-
jahres 2019 beträgt der Orientie-
rungswert im Vergleich zum entspre-
chenden Vorjahreszeitraum (zweites
Halbjahr 2017/erstes Halbjahr 2018)
2,99 %. Der Teilorientierungswert für
Personalkosten liegt bei 3,79 % und
für Sachkosten bei 1,68 %.

& Entgeltstatistik 2018

Das mittlere Bruttoarbeitsentgelt
(Median) der sozialversicherungs-
pflichtigen Vollzeitbeschäftigten lag
im Jahr 2018 bei 3.304 E und ist
damit gegenüber dem Vorjahr um
3,0 % gestiegen. Darauf verweist
die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort (19/12976) auf eine Kleine An-
frage (19/12460) der AfD-Fraktion.
Die Regierung bezieht sich in ihrer
Antwort auf Zahlen der Beschäfti-
gungsstatistik der Bundesagentur
für Arbeit. Gestiegen ist demnach
auch das Medianentgelt der voll-
zeitbeschäftigten Leiharbeitskräfte –
um 3,2 % gegenüber 2017 auf
1.928 E.

& Gute Geschäfte am
Wohnungsmarkt: Haus-
verwaltungen, Immobilien-
makler und Handel mit
Umsatzrekorden

Vor dem Hintergrund gestiegener
Wohnimmobilienpreise waren in
Deutschland in den vergangenen
Jahren immer mehr Menschen beruf-
lich mit der Vermittlung, dem Ver-
kauf oder der Verwaltung von
Wohnimmobilien befasst. Wie Desta-
tis mitteilt, stieg allein in den vier
Jahren von 2014 bis 2017 die Zahl
der im Bereich der Wohnimmobilien-
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Maklerunternehmen tätigen Per-
sonen von rund 58.000 auf 70.000.
Dabei war im Jahr 2015 von der
Bundesregierung das sogenannte
Bestellerprinzip für Mietwohnungen
eingeführt worden. Seitdem dürfen
Wohnungseigentümer, die ihre Woh-
nung vermieten, die Maklergebüh-
ren nicht mehr auf die Mieter umle-
gen. Negative Auswirkungen auf die
Umsätze in der Branche hatte dies
offenbar nicht: Die Wohnimmobi-
lienvermittler steigerten ihren Umsatz
seither von 6,73 auf 8,49 Mrd. E

(2017). Maklerbüros profitieren von
steigenden Wohnungs- und Haus-
preisen. Ihre Dienstleistung wird in
der Regel anteilig am Miet- oder
Kaufpreis honoriert.

Neben der Vermittlung gibt es
zwei weitere Dienstleistungsbereiche:
Kauf/Verkauf und Verwaltung von
Wohnimmobilien. Die drei Wohn-
immobilien-Dienstleistungssegmente
zusammengenommen beschäftigten
im Jahr 2017 rund 200.000 Men-
schen. Das waren rund 40.000 mehr
als noch im Jahr 2014 (+26 %). Al-
lein für die Immobilienverwaltungen
arbeiteten 2017 insgesamt 112.000
Menschen. 2014 waren es erst
86.000 gewesen. Anstiege gibt es
schon seit 2010.

Der Wohnungsbestand in Deutsch-
land stieg von 2015 bis 2018 ins-
gesamt von 41,4 Millionen auf rund
42,2 Millionen Wohnungen. Der
Anstieg der Anzahl der Hausverwal-
tungsgesellschaften von 2015 bis
2017 war jedoch überproportional
hoch und betrug ein Drittel (auf ins-
gesamt 24.600).

& Zweite Ausgabe der
European Standards for
Statistical Valuation
Methods for Residential
Propertie veröffentlicht
Die neue Ausgabe der European
Standards for Statistical Valuation
Methods (ESSVM) bietet einen ein-
heitlichen Ansatz für die statistische
Bewertung von Wohnimmobilien
und damit eine Marktharmonisierung
zur Unterstützung von Hypotheken-
kreditgebern, Hypothekenkreditneh-
mern, Investoren, Pfandbriefemit-
tenten und Ratingagenturen. In der
zweiten Ausgabe wurden die De-
finitionen aktualisiert und weitere
präskriptive Elemente hinzugefügt.
Insbesondere wurde mehr Wert da-
raufgelegt, Benutzer und Regulie-
rungsbehörden bei der Beurteilung

der Genauigkeit, Objektivität und
Zuverlässigkeit von statistischen Be-
wertungsmethoden zu unterstützen.
Darüber hinaus wurden Mindest-
anforderungen für die Leistungs-
berichterstattung hinzugefügt, sodass
Anwender und Aufsichtsbehörden
über objektive Maßnahmen verfügen,
um die Anwendbarkeit einer statisti-
schen Bewertungsmethode für einen
bestimmten Zweck zu beurteilen. Um
die Qualität der neuen Standards zu
gewährleisten, wurden sie von füh-
renden Bewertungsexperten unab-
hängig überprüft und genehmigt und
haben damit europaweite Anerken-
nung gefunden.

& Neubewertung aller
Grundstücke nötig
Um die Grundsteuer verfassungskon-
form auszugestalten, müssen sämtli-
che rund 36 Millionen wirtschaftliche
Einheiten in Deutschland für Zwecke
der Grundsteuer neu bewertet wer-
den. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12387) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11973) mit. Die Notwendigkeit
einer Neubewertung gelte unabhän-
gig vom jeweils gewählten Modell
der Grundsteuer.
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RECHT AKTUELL

& Anspruch auf Beseiti-
gung von Birken auf dem
Nachbargrundstück bei
Einhaltung des Grenz-
abstands

Ein Grundstückseigentümer
kann von seinem Nachbarn in
aller Regel nicht die Beseitigung
von Bäumen wegen der von ih-
nen ausgehenden natürlichen
Immissionen auf sein Grund-
stück verlangen, wenn die für
die Anpflanzung bestehenden
landesrechtlichen Abstands-
regelungen eingehalten sind.

Die Parteien sind Eigentümer be-
nachbarter Grundstücke, die in Ba-
den-Württemberg belegen und mit
Wohnhäusern bebaut sind. Auf dem
Grundstück des Beklagten stehen in
einem Abstand von mindestens 2 m
zu der Grenze drei ca. 18 m hohe,
gesunde Birken. Wegen der von den
Birken ausgehenden Immissionen
(Pollenflug, Herausfallen der Samen
und Früchte, Herabfallen der leeren
Zapfen sowie der Blätter und Birken-
reiser) verlangt der Kläger mit dem
Hauptantrag deren Entfernung und
hilfsweise eine monatliche Zahlung
von jeweils 230 E in den Monaten
Juni bis November eines jeden Jah-
res. Das AG hat die Klage mit dem
Haupt- und dem Hilfsantrag abge-
wiesen. Auf die Berufung des Klä-
gers hat das LG den Beklagten zur
Beseitigung der Birken verurteilt. Der
BGH hat der Revision des Beklagten
stattgegeben und das die Klage ab-
weisende erstinstanzliche Urteil wie-
derhergestellt.

Aus den Gründen

Ein Beseitigungsanspruch gemäß
§ 1004 Abs. 1 BGB setze voraus,
dass der Beklagte Störer im Sinne
dieser Vorschrift sei. Hierfür genüge
nicht bereits das Eigentum an
dem Grundstück, von dem die
Einwirkung ausgehe. Vielmehr sei
die Feststellung erforderlich, ob es

jeweils Sachgründe gebe, dem
Grundstückseigentümer die Verant-
wortung für das Geschehen auf-
zuerlegen. Wenn es um durch Na-
turereignisse ausgelöste Störungen
gehe, sei entscheidend, ob sich die
Nutzung des Grundstücks, von dem
die Beeinträchtigungen ausgingen,
im Rahmen ordnungsgemäßer Be-
wirtschaftung halte. So habe der
Senat die Störer-Eigenschaft bei-
spielsweise verneint bei Umstürzen
nicht erkennbar kranker Bäume in-
folge von Naturgewalten. In aller
Regel sei von einer ordnungsgemä-
ßen Bewirtschaftung auszugehen,
wenn – wie hier gemäß § 16 Abs. 1
Nr. 4a i.V.m. Abs. 2 Satz 1 NRG-BW
a.F. – die für die Anpflanzung
bestehenden landesrechtlichen Ab-
standsregelungen eingehalten seien.
Komme es trotz Einhaltung der Ab-
standsgrenzen zu natürlichen Im-
missionen auf dem Nachbargrund-
stück, sei der Eigentümer des
Grundstücks hierfür nach der von
dem Gesetzgeber vorgenommenen
Wertung regelmäßig nicht verant-
wortlich. Aus Art. 124 EGBGB folge
nichts anderes. Richtig sei zwar,
dass der Landesgesetzgeber nicht
dem Nachbarn Rechte nehmen kön-
ne, die sich aus § 1004 Abs. 1 BGB
ergäben. Darum gehe es hier je-
doch nicht. Vielmehr stelle sich die
(Vor-)Frage, ob ein Grundstücks-
eigentümer für natürliche Immissio-
nen überhaupt verantwortlich sei.
Scheide dies aus, gebe es den von
dem Berufungsgericht beschriebe-
nen Konflikt zwischen den Regeln
des BGB und den landesrechtlichen
Vorschriften nicht. Zudem sprächen
§§ 907, 910 BGB und die Gesetzes-
materialien zu diesen Vorschriften
dafür, dass der Grundstückseigentü-
mer für solche natürlichen Einwir-
kungen auf das Nachbargrundstück,
die von § 910 BGB (Überhang) nicht
erfasst würden, regelmäßig nicht
verantwortlich sein solle, wenn die
Anpflanzungen mit dem Landes-
nachbarrecht in Einklang stünden.
Ein Beseitigungsanspruch lasse sich
auch nicht aus dem nachbarlichen

Gemeinschaftsverhältnis herleiten,
da die Beeinträchtigungen zwar er-
heblich, aber nicht derart schwer
seien, dass der Kläger sie trotz der
in § 16 Abs. 1 Nr. 4a i.V.m. Abs. 2
Satz 1 NRG-BW a.F zum Ausdruck
gekommenen Wertung nicht mehr
hinzunehmen hätte. Der mit dem
Hilfsantrag geltend gemachte An-
spruch auf eine Entschädigung von
monatlich 230 E in den Monaten
Juni bis November bestehe nicht.
Da der Beklagte für die Beein-
trächtigungen nicht verantwortlich
sei, komme ein Ausgleichsanspruch
gemäß § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB
weder in unmittelbarer noch in
entsprechender Anwendung in Be-
tracht.

BGH, Urteil vom 20.9.2019 –
V ZR 218/18

& Streupflicht auf einem
Lebensmittelmarktparkplatz

Die Räum- und Streupflicht ei-
nes Lebensmittelmarktes, dessen
Parkplatz neben Kunden auch
Anwohner verwenden, ist auch
bei allgemeiner Glätte im Einzel-
fall zu prüfen. Die Streupflicht
soll dabei nur wirkliche Gefahren
beseitigen und dann nicht beste-
hen, wenn durch durchgehende
Benutzung des Parkplatzes die
maschinelle Bestreuung des
Parkplatzes nicht möglich ist
und die händische Bestreuung
mit unverhältnismäßigem Auf-
wand verbunden ist.

Die Beklagte betreibt einen Lebens-
mittelmarkt, dessen Parkplatz von
ihr in erster Linie für ihre Kunden
bereitgestellt wird, jedoch auch von
Anwohnern genutzt wird. Die Be-
klagte beauftragte ein ebenfalls
beklagtes Unternehmen mit der
Ausführung des Winterdienstes auf
dem Parkplatz. Nach Angaben der
Klägerin habe sie eines Morgens auf
einer nahe des Eingangs des Mark-
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tes gelegenen markierten Stellfläche
des Parkplatzes ihren Pkw abge-
stellt, um im Markt einzukaufen. Es
hätte Minusgrade gehabt und all-
gemeine Glätte geherrscht. Im Bo-
denbelag des Parkplatzes habe sich
eine Vertiefung gefunden, in dem
sich Wasser gesammelt habe, wel-
ches über die Nach gefroren sei.
Dort rutschte sie beim Aussteigen
aus ihrem Pkw aus und stürzte. An
der Unfallstelle wurde unstreitig
nicht gestreut. Das LG wies die Kla-
ge ab. Die Berufung der Klägerin
blieb vor dem OLG erfolglos. Die
Revision blieb vor dem BGH eben-
falls ohne Erfolg.

Aus den Gründen

Der Klägerin stehe kein Anspruch
auf Schadensersatz aus vorvertragli-
chen Schuldverhältnissen nach § 311
Abs. 2 Nr. 2, § 241 Abs. 1, § 280
BGB oder aus der nach Deliktsrecht
gem. § 823 Abs. 1 BGB bestehen-
den Verkehrssicherungspflicht zu. Ei-
ne Streupflicht habe weder für den
dafür beklagten Beauftragten, noch
für den beklagten Lebensmittelmarkt
bestanden. Die Grundvoraussetzung
für die Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht wegen Verstoßes gegen
Räum- und Streupflichten sei entwe-
der das Vorliegen einer allgemeinen
Glätte oder von erkennbaren An-
haltspunkten für eine ernsthaft dro-
hende Gefahr aufgrund vereinzelter
Glättestellen. Auch bei allgemeiner
Glättebildung bestehe keine uneinge-
schränkte Räum- und Streupflicht.
Inhalt und Umfang richteten sich viel-
mehr nach den Umständen im Ein-
zelfall. Die Streupflicht solle dabei
nur wirkliche Gefahren beseitigen,
nicht aber bloßen Unbequemlichkei-
ten vorbeugen. Umfang und Maß ei-
ner Streupflicht richteten sich da-
nach, was zur gefahrlosen Sicherung
des Verkehrs erforderlich und was
dem Pflichtigen zumutbar sei. Bei
Anwendung dieser Maßstäbe seien
die Beklagten im Ergebnis selbst im
Falle allgemeiner Glättebildung nicht
verpflichtet gewesen, die Sturzstelle
im Bereich der markierten Stellflä-
chen am Tage des Unfalls der Kläge-
rin zu streuen. Der Grad der von
Glättebildung im Bereich der mar-
kierten Stellflächen ausgehenden Ge-
fahr sei regelmäßig als eher gering
einzustufen, weil die Wageninsassen

ihn nur beim Ein- und Aussteigen be-
treten müssten und dabei am Fahr-
zeug Halt finden könnten. Diese Ge-
fahr sei im Hinblick auf das konkrete
Unfallgeschehen nicht maßgeblich
dadurch erhöht worden, dass der
Parkplatz den Kunden des Lebens-
mittelmarktes dienen sollte.

Angesichts der bei zumutbarer Ei-
genvorsorge der Kunden geringen
vorhersehbaren Sturzgefahr im Be-
reich der markierten Stellflächen ha-
be von den Beklagten nicht erwar-
tet werden können, diesen Bereich
bei Glättebildung ständig geräumt
und gestreut zu halten. Es handle
sich im Streitfall um eine große
Parkfläche, auf der ein ständiger
Fahrzeugwechsel stattfinde, wobei
zwischen den parkenden Fahrzeu-
gen ein maschinelles Streuen nicht
möglich sei. Eine händische Bestreu-
ung sei den Beklagten aufgrund des
damit verbundenen hohen Aufwan-
des nicht zumutbar gewesen. Die
Beklagten seien auch nicht ver-
pflichtet, bei allgemeiner Glättebil-
dung einmalig vor Eröffnung des
Marktes den Bereich der markierten
Stellflächen zu streuen. Der Park-
platz werde nicht nur von Kunden,
sondern auch von Anwohnern ver-
wendet. Daher sei vor der Markt-
eröffnung nicht gewährleistet ge-
wesen, dass die Parkstellflächen frei
waren und mit zumutbarem Auf-
wand hätten gestreut werden kön-
nen.

BGH, Beschluss vom 2.7.2019
– VI ZR 184/18

& Sonntagsverkauf von
Backwaren in Bäckerei-
filialen mit Cafébetrieb

Der Verkauf von Backwaren
ist in Bäckereifilialen mit Café-
betrieb an Sonntagen auch au-
ßerhalb der Ladenschlusszeiten
zulässig.

Die Beklagte stellt Brot-, Back- und
Konditoreiwaren her und vertreibt
diese in ihren Filialen in München.
Sie veräußerte in zwei Filialen an
Sonntagen über einen Zeitraum von
jeweils mehr als drei Stunden Brote
und unbelegte Brötchen. In einer an-

deren Bäckerei-Verkaufsstelle wur-
den an einem Pfingstmontag eine
Brezel, unbelegte Brötchen sowie ein
Laib Brot verkauft. Die Klägerin, die
Zentrale zur Bekämpfung unlauteren
Wettbewerbs, meint, die Beklagte
habe damit gemäß § 3a UWG unlau-
ter gehandelt, weil sie gegen § 3
Satz 1 Nr. 1 des Ladenschlussge-
setzes sowie § 1 Abs. 1 Nr. 2 und
Abs. 2 der Verordnung über den
Verkauf bestimmter Waren an Sonn-
und Feiertagen verstoßen habe. Das
LG hat die Klage abgewiesen. Die
Berufung der Klägerin ist ohne Erfolg
geblieben. Der BGH hat die Revision
der Klägerin zurückgewiesen.

Aus den Gründen

Das Berufungsgericht habe hinsicht-
lich des Verkaufs in der Bäckerei-
Verkaufsstelle am Pfingstmontag zu
Recht angenommen, die darlegungs-
und beweisbelastete Klägerin habe
schon nicht dargetan, dass die Be-
klagte die Verkaufsstelle selbst be-
treibe oder von einem Beauftragten
betreiben lasse und somit für diesen
Verkauf verantwortlich sei. Hinsicht-
lich des Sonntagsverkaufs von Back-
waren in den beiden von der Beklag-
ten betriebenen Filialen habe der
BGH die Beurteilung des Berufungs-
gerichts gebilligt, diese Verkäufe sei-
en nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 des Gast-
stättengesetzes erlaubt gewesen. Bei
diesen Filialen handele es sich um
Gaststättengewerbe im Sinne von
§ 1 Abs. 1 des Gaststättengesetzes,
weil die Beklagte dort auch Cafés
betreibe, in denen sie Getränke und
Speisen zum Verzehr an Ort und
Stelle verabreiche. Der Anwendung
des Gaststättenrechts stehe nicht
entgegen, dass die Beklagte inner-
halb desselben Raums neben einem
Café eine Bäckerei-Verkaufsstelle be-
treibe. Desgleichen komme es nicht
darauf an, dass sie die Speisen und
Getränke im Café zur Selbstbedie-
nung bereitstelle.

Die von der Beklagten im Café
verabreichten Brötchen und Brote
dürften nach § 7 Abs. 2 Nr. 1
des Gaststättengesetzes außerhalb
der gaststättenrechtlichen Sperrzeiten
und ohne Bindung an die gesetzli-
chen Bestimmungen über den Laden-
schluss im Straßenverkauf abgegeben
werden. Nach der vom Berufungs-
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gericht rechtsfehlerfrei festgestellten
Verkehrsanschauung handele es sich
bei Brötchen und Broten um zuberei-
tete Speisen, also um – durch den
Backvorgang – essfertig gemachte Le-
bensmittel. Diese würden in den Ca-
fés der Beklagten verabreicht. Dass
die Beklagte das Brot im Café in ge-
schnittener Form anbiete, im Straßen-
verkauf aber ganze Brotlaibe ver-
äußere, und die Gäste des Cafés die
Brötchen und die Brotscheiben selbst
bestreichen oder belegen würden,
ändere an dieser Beurteilung nichts.
Da die Zulässigkeit eines Straßenver-
kaufs nicht voraussetze, dass die Spei-
sen in der Gaststätte zubereitet wor-
den seien, komme es ferner nicht
darauf an, wo die Brötchen und Brote
gebacken wurden. Eine zulässige Ab-
gabe zum alsbaldigen Verzehr liege
zwar nur vor, wenn der Betreiber der
Gaststätte annehmen dürfe, dass die
abgegebenen Waren im Wesentli-
chen zum sofortigen Verbrauch er-
worben würden. Davon habe die Be-
klagte aber im Blick auf Art und
Menge der bei den beanstandeten
Verkäufen abgegebenen Backwaren
ausgehen dürfen.

BGH, Urteil vom 17.10.2019 –
I ZR 44/19

& Zur Härtefallabwägung
bei einer Mieterhöhung
nach Modernisierung

Beruft sich ein Wohnraummie-
ter gegenüber einer Moderni-
sierungsmieterhöhung auf das
Vorliegen einer unzumutbaren
Härte (§ 559 Abs. 4 Satz 1 BGB)
muss die Abwägung zwischen
den Interessen der Mietver-
tragsparteien auf den Einzelfall
ausgerichtet sein. Der Härte-
einwand des Mieters ist aus-
geschlossen, wenn die Moder-
nisierungsmaßnahme aufgrund
einer gesetzlichen Verpflich-
tung des Vermieters durch-
geführt wurde.

Der Kläger ist Mieter einer knapp
86 m2 großen Wohnung der Beklag-
ten in Berlin, in der er seit seinem
fünften Lebensjahr wohnt und die er
inzwischen allein nutzt. Die Woh-
nung liegt in einem Mehrfamilien-

haus aus dem Jahr 1929. Der Miet-
vertrag über die Wohnung wurde im
Jahr 1962 von den Eltern des Klägers
abgeschlossen. Der Kläger bezieht
Arbeitslosengeld II und erhält zur De-
ckung der Wohnungsmiete monat-
lich einen Betrag von ca. 463,10 E.
Seit Juni 2016 betrug die Kaltmiete
für die Wohnung 574,34 E pro
Monat zuzüglich eines Heizkosten-
vorschusses in Höhe von 90,– E.
Die beklagte Vermieterin ließ Däm-
mungsarbeiten an der obersten Ge-
schossdecke und der Außenfassade
durchführen, ersetzte die bisherigen
Balkone durch größere Balkone mit
einer Fläche von jeweils ca. 5 m2 und
nahm einen seit den 1970-iger Jah-
ren stillgelegten Fahrstuhl wieder in
Betrieb. Ende März 2016 erklärte
die Beklagte dem Kläger gegenüber
schriftlich die Erhöhung der Kalt-
miete ab dem 1. Januar 2017 um
240,– E monatlich. Hiervon entfielen
nach ihren Erläuterungen 70,– E

auf die Dämmungsarbeiten (davon
4,16 E auf die Dämmung der obers-
ten Geschossdecke), 100,– E auf den
Anbau der neuen Balkone und wei-
tere 70,– E auf die Wiederinbetrieb-
nahme des Fahrstuhls. Hiergegen
wandte der Kläger ein, die Mieterhö-
hung bedeute für ihn eine finanzielle
Härte. Er erhob Klage auf Fest-
stellung, dass er nicht zur Zahlung
der verlangten Mieterhöhung von
240,– E monatlich verpflichtet sei.
Das AG hat lediglich festgestellt, dass
der Mieter nicht zur Zahlung der
Mieterhöhung von 70,– E für die
Wiederinbetriebnahme des Fahrstuhls
verpflichtet sei. Im Übrigen hat es die
Feststellungsklage des Mieters abge-
wiesen. Auf die Berufung des Mieters
hat das LG das erstinstanzliche Urteil
abgeändert und festgestellt, dass die-
ser aufgrund seines Härteeinwands
ab dem 1. Januar 2017 zur Zahlung
einer Mieterhöhung von mehr als
4,16 E monatlich nicht verpflichtet
sei. Denn er schulde weder für den
Anbau eines größeren Balkons noch
für die Fassadendämmung eine Miet-
erhöhung. Zu zahlen habe er nur den
auf die Dämmung der obersten Ge-
schossdecke entfallenden Betrag von
zusätzlich 4,16 E monatlich. Die wei-
teren Mieterhöhungen (100,– E für
den Balkonanbau und 65,84 E für
die Dämmung der Außenfassade) sei-
en unwirksam, weil sie für den Mie-
ter jeweils eine finanzielle Härte be-

deuteten, die auch unter Würdigung
der berechtigten Interessen der Ver-
mieterin nicht zu rechtfertigen sei.
Hiergegen wendet sich diese mit
ihrer vom Berufungsgericht zuge-
lassenen Revision. Die beklagte Ver-
mieterin hat im Revisionsverfahren
vor allem geltend gemacht, dass
nach den für staatliche Transferleis-
tungen geltenden Vorschriften für ei-
nen Einpersonenhaushalt lediglich
eine Wohnfläche von 50 m2 als
angemessen gelte. Die Wohnung des
– Arbeitslosengeld II beziehenden –
Mieters sei aber knapp 86 m2 groß
und übersteige damit diese Grenze
erheblich. Letztlich laufe die einen
Härtefall bejahende Entscheidung
des Berufungsgerichts darauf hinaus,
dass der Vermieter den „Luxus“ des
Mieters zu finanzieren habe. Der
BGH hat den Einwand der Vermiete-
rin nicht durchgreifen lassen.

Aus den Gründen

Der Umstand, dass ein Mieter gemes-
sen an seinen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen und seinen Bedürfnissen
eine viel zu große Wohnung nutze,
sei zwar in die nach § 559 Abs. 4
Satz 1 BGB vorzunehmenden Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen zu
Lasten des Mieters einzubeziehen.
Ein solcher Sachverhalt liege jedoch
nicht bereits dann vor, wenn der
Mieter eine Wohnung nutze, die
gemessen an den Ausführungsvor-
schriften zur Gewährung von staat-
lichen Transferleistungen oder an
den Vorschriften für die Bemessung
von Zuschüssen für den öffentlich
geförderten Wohnungsbau zu groß
sei. Die Vorschriften zur angemesse-
nen Wohnungsgröße bei staatlichen
Transferleistungen sollten sicherstel-
len, dass sich ein Hilfebedürftiger
nicht auf Kosten der Allgemeinheit
eine zu große Wohnung leiste. Die
Bestimmung des § 559 Abs. 4 Satz 1
BGB verfolge indessen einen anderen
Regelungszweck. Hier gelte es ab-
zuwägen, ob der Mieter, der sich ei-
ner von ihm nicht beeinflussbaren
Entscheidung des Vermieters über
die Durchführung von Modernisie-
rungsmaßnahmen ausgesetzt sehe,
trotz des Refinanzierungsinteresses
des Vermieters seinen bisherigen Le-
bensmittelpunkt beibehalten dürfe.
Weiter sei zu beachten, dass nicht
nur der Vermieter, sondern auch der
Mieter den Schutz der Eigentums-
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gewährleistung des Art. 14 Abs. 1
GG genieße. Daher könne er bei der
Anwendung des § 559 Abs. 4 Satz 1
BGB und der Auslegung des dort
enthaltenen unbestimmten Rechts-
begriffs „Härte“ verlangen, dass die
Gerichte die Bedeutung und Trag-
weite seines Bestandsinteresses hin-
reichend erfassten und berücksich-
tigten.

Gemessen daran könne die einer
Berufung auf einen Härtefall nach
§ 559 Abs. 4 Satz 1 BGB im Einzel-
fall entgegenstehende Unangemes-
senheit einer Wohnung nicht isoliert
nach einer bestimmten Größe für
die jeweilige Anzahl der Bewohner
bestimmt werden. Vielmehr komme
es darauf an, ob die vom Mieter ge-
nutzte Wohnung unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls
– etwa auch der Verwurzelung des
Mieters in der Wohnung und seiner
gesundheitlichen Verfassung – für
seine Bedürfnisse deutlich zu groß
sei. Hier habe das Berufungsgericht
zutreffend als maßgeblichen Ge-
sichtspunkt berücksichtigt, dass der
Mieter schon seit dem Jahr 1962
und mithin seit rund 55 Jahren in
der Wohnung lebe und ihm deshalb
entgegen der Auffassung der Ver-
mieterin nicht vorgehalten werden
könne, dass er schon seit Beginn
des Mietverhältnisses „über seine
Verhältnisse“ lebe. Soweit der Pro-
zessbevollmächtigte der Vermieterin
erstmals in der Revisionsverhand-
lung pauschal eingewendet habe,
der Mieter sei gehalten gewesen, ei-
nen Teil der Wohnung unterzuver-
mieten und sich dadurch finanzielle
Mittel zu verschaffen, handele es
sich um neuen Sachvortrag der in-
soweit darlegungs- und beweis-
pflichtigen Vermieterin, der schon
deshalb in der Revisionsinstanz nicht
berücksichtigt werden könne. Zu-
dem sei offen, ob die Wohnung
überhaupt zur Untervermietung ge-
eignet sei, ob die Vermieterin einer
solchen zu den bisherigen Konditio-
nen zustimmen würde und ob dem
Mieter überhaupt ein Zusammenle-
ben mit einem Untermieter zuzu-
muten sei. Der BGH habe somit
die tatrichterliche Würdigung des
Berufungsgerichts zum Vorliegen ei-
ner unzumutbaren Härte gebilligt.
Gleichwohl habe das Berufungs-
urteil aufgehoben und die Sache an

das Berufungsgericht zurückverwie-
sen werden müssen, weil dieses kei-
ne ausreichenden Feststellungen
zum Vorliegen der Ausnahmefälle
des § 559 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 und 2
BGB getroffen habe, bei deren Vor-
liegen ein Härteeinwand des Mie-
ters gesetzlich ausgeschlossen sei.
Bezüglich der Modernisierungsmaß-
nahme „Vergrößerung der Balkone
auf 5 m2“ habe das Berufungs-
gericht keine tragfähigen Feststel-
lungen zu der entscheidenden Frage
getroffen, ob Balkone dieser Größe
allgemein üblich, also bei mindes-
tens 2/3 aller vergleichbaren Gebäu-
de gleichen Alters unter vergleich-
baren Verhältnissen in der Region
anzutreffen seien. Entgegen der
Auffassung des Berufungsgerichts
ließen sich allein aus dem Umstand,
dass der Berliner Mietspiegel einen
Balkon ab 4 m2 Fläche als wohn-
werterhöhendes Merkmal einstufe,
insoweit keine verlässlichen Schluss-
folgerungen ziehen.

Hinsichtlich der Modernisierungsmaß-
nahme „Fassadendämmung“ habe
das Berufungsgericht verkannt, dass
§ 9 Abs. 1 EnEV dem Eigentümer im
Falle der Erneuerung des Außenput-
zes an Fassadenflächen zwar vor-
gebe, Wärmedämmungsmaßnahmen
durchzuführen, ihm aber eine Ver-
pflichtung, den Außenputz zu erneu-
ern, gerade nicht auferlege. Vielmehr
stehe es regelmäßig im freien Belie-
ben des Vermieters, ob und wann er
eine Erneuerung des Außenputzes
vornehme. Erst wenn er sich hierzu
entschlossen habe, verpflichte ihn
das Gesetz zur Einhaltung bestimm-
ter Wärmedämmwerte.

§ 559 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BGB schlie-
ße den Härteeinwand des Mieters
aber nur dann aus, wenn der Ver-
mieter die Durchführung einer Mo-
dernisierungsmaßnahme nicht zu
vertreten habe, sich ihr also aufgrund
zwingender gesetzlicher Vorschriften
nicht entziehen könne. Es komme
daher darauf an, ob für den Vermie-
ter eine Erneuerung des Außenput-
zes „unausweichlich“ sei, etwa weil
dieser aufgrund altersbedingten Ver-
schleißes zu erneuern sei und sich
der Vermieter zudem einem berech-
tigten Instandsetzungsbegehren des
Mieters oder einer (bestandskräfti-
gen) behördlichen Anordnung aus-
gesetzt sehe bzw. die Beseitigung

von Schäden dringend aus Sicher-
heitsgründen geboten sei. Nur im
Falle einer solchen „Unausweichlich-
keit“ befinde sich der Vermieter in
einer Zwangslage, die den Ausschluss
des Härteeinwands des Mieters
nach § 559 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BGB
rechtfertige. Die Sache sei daher an
das Berufungsgericht zurückverwie-
sen worden, damit – gegebenenfalls
nach ergänzendem Sachvortrag der
Parteien – die erforderlichen Feststel-
lungen getroffen werden könnten.

BGH, Urteil vom 9.10.2019 –
VIII ZR 21/19

& Kostenersatz für irrtüm-
liche Instandsetzung des
Gemeinschaftseigentums
durch einen Wohnungs-
eigentümer

Ein Wohnungseigentümer, der
die Fenster seiner Wohnung in
der irrigen Annahme erneuert
hat, dies sei seine Aufgabe und
nicht gemeinschaftliche Aufgabe
der Wohnungseigentümer, hat
keinen Anspruch auf Kosten-
ersatz.

Der Kläger ist Mitglied der beklag-
ten Wohnungseigentümergemein-
schaft. Die Wohnanlage besteht aus
212 Wohnungen. Er ließ 2005 in
seiner Wohnung die einfach ver-
glasten Holzfenster aus dem Jahr
1972 durch Kunststofffenster mit
Dreifachisolierglas ersetzen. Bereits
zuvor hatten viele Wohnungseigen-
tümer ihre Wohnungen mit moder-
nen Kunststofffenstern ausgestattet.
Die Wohnungseigentümer gingen
bis zur Veröffentlichung der Ent-
scheidung des BGH vom 2. März
2012 (V ZR 174/11, NZM 2012,
419) zu einer vergleichbaren Re-
gelung in einer Teilungserklärung
irrtümlich davon aus, jeder Woh-
nungseigentümer müsse die not-
wendige Erneuerung der Fenster
seiner Wohnung auf eigene Kosten
vornehmen. Tatsächlich ist dies ge-
meinschaftliche Aufgabe der Woh-
nungseigentümer. Das AG hat die
gegen die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft auf Wertersatz in Hö-
he von 5.500 E gerichtete Klage
abgewiesen. Die Berufung ist er-
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folglos geblieben. Mit der von dem
LG zugelassenen Revision verfolgt
der Kläger seinen Zahlungsantrag
weiter. Der BGH hat die Revision zu-
rückgewiesen, weil dem Kläger kein
Kostenerstattungsanspruch zusteht.

Aus den Gründen

Ein Erstattungsanspruch käme nur
aus allgemeinen Vorschriften der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag (§ 687
Abs. 1 BGB) oder des Bereicherungs-
rechts (§ 812 Abs. 1 Satz 1 BGB)
in Betracht. Diese Vorschriften könn-
ten aber als Anspruchsgrundlage für
den Zahlungsanspruch nicht heran-
gezogen werden, weil das Woh-
nungseigentumsgesetz in § 21 Abs. 4
und 5 spezielle und damit vorran-
gige Regelungen über die Instand-
setzung des gemeinschaftlichen Ei-
gentums enthalte. Danach hätten
die Wohnungseigentümer über et-
waige Instandsetzungsmaßnahmen
zu entscheiden. Die Regelungen des
Wohnungseigentumsgesetzes hätten
– von den Fällen der Notgeschäfts-
führung (§ 21 Abs. 2 WEG) abge-
sehen – auch dann Vorrang, wenn
die Maßnahme zwingend vorgenom-
men werden müsse. Denn auch bei
zwingend notwendigen Maßnahmen
bleibe den Wohnungseigentümern
regelmäßig ein Gestaltungsspielraum.
Es sei insbesondere ihre Sache zu ent-
scheiden, ob sie die Maßnahme iso-
liert oder zusammen mit anderen
Arbeiten durchführen und welche
Handwerker sie beauftragten. Des-
halb müssten die Wohnungseigen-
tümer auch über eine zwingend
gebotene und keinen Aufschub dul-
dende Instandsetzungs- oder Instand-
haltungsmaßnahme einen Beschluss
fassen. Dem betroffenen Wohnungs-
eigentümer sei es zumutbar, in jedem
Fall das durch das Wohnungsei-
gentumsgesetz vorgegebene Verfah-
ren einzuhalten. Er könne einen
Beschluss der Wohnungseigentümer
über die Durchführung der erforderli-
chen Maßnahme herbeiführen. Finde
der Antrag in der Wohnungseigentü-
merversammlung nicht die erforderli-
che Mehrheit könne er die Beschluss-
ersetzungsklage nach § 21 Abs. 8
WEG erheben. Auch komme der Er-
lass einer einstweiligen Verfügung in
Betracht.

Auch wenn der Wohnungseigentü-
mer eine Maßnahme zur Instandset-

zung oder Instandhaltung des Ge-
meinschaftseigentums in der irrigen
Annahme durchführe, er habe diese
als Sondereigentümer auf eigene
Kosten vorzunehmen, bestehe kein
Ersatzanspruch. Ein Ausgleich nach
den Vorschriften der Geschäfts-
führung ohne Auftrag oder des Be-
reicherungsrechts liefe den schutz-
würdigen Interessen der anderen
Wohnungseigentümer zuwider. Zwar
müssten Wohnungseigentümer stets
damit rechnen, dass es durch Mängel
des Gemeinschaftseigentums zu un-
vorhersehbaren Ausgaben komme,
für die sie einzustehen hätten. Sie
müssten ihre private Finanzplanung
aber nicht darauf einrichten, dass sie
im Nachhinein für abgeschlossene
Maßnahmen aus der Vergangenheit,
auf die sie keinen Einfluss hätten
nehmen können, herangezogen wür-
den. Wurde eine Teilungserklärung,
wie hier, jahrelang unzutreffend aus-
gelegt, hätten zudem häufig viele
Wohnungseigentümer einen Erstat-
tungsanspruch; ein damit verbunde-
ner „Hin- und Her-Ausgleich“ zwi-
schen allen Betroffenen würde zu
einem hohen Ermittlungs- und Be-
rechnungsaufwand führen, ohne
dass sich zwangsläufig ein als „ge-
recht“ empfundenes Ergebnis ein-
stelle.

BGH, Urteil vom 14.6.2019 –
V ZR 254/17

& Beitragsforderung eines
Wasserzweckverbandes
gegen „Altanschließer“
in Brandenburg

Der gegen einen brandenburgi-
schen Wasser- und Abwasser-
zweckverband geltend gemach-
ten Schadensersatzanspruch,
der auf die Rückerstattung ei-
nes Beitrags für einen Trink-
wasseranschluss gerichtet war,
ist nicht verjährt. Allerdings ist
noch zu klären, ob in dem Be-
scheid unzulässig Beiträge für
Maßnahmen verlangt wurden,
die vor dem 3. Oktober 1990
erbracht waren.

Die Kläger sind Eigentümer eines in
Brandenburg belegenen Grundstücks,
das vor dem 1. Januar 2000 an das

kommunale Trinkwassernetz des be-
klagten Zweckverbandes angeschlos-
sen wurde. Mit Bescheid vom 15. No-
vember 2011 setzte der Beklagte
unter Bezugnahme auf seine 2009
erlassene Beitragssatzung einen An-
schlussbeitrag von 1.321,96 E gegen
die Kläger fest. Ihr dagegen eingeleg-
ter Widerspruch blieb erfolglos. Von
einer Klageerhebung sahen sie ab.
Nach § 8 Abs. 7 Satz 2 des branden-
burgischen Kommunalabgabengeset-
zes in der Fassung vom 31. März
2004 (= KAG Bbg n.F.) entsteht eine
Beitragspflicht frühestens mit dem In-
krafttreten der rechtswirksamen Sat-
zung. In § 8 Abs. 7 Satz 2 der zuvor
geltenden Fassung des Kommunal-
abgabengesetzes (= KAG Bbg. a.F.)
fehlte das Wort „rechtswirksamen“.
Das Oberverwaltungsgericht für das
Land Brandenburg legte diese Fas-
sung des Gesetzes dahin aus, dass
für das Entstehen der Beitragspflicht
für ein Grundstück der Zeitpunkt des
Erlasses der ersten Satzung mit for-
mellem Geltungsanspruch maßgeb-
lich war, unabhängig von ihrer mate-
riellen Wirksamkeit. Abgaben dürfen
gemäß § 2 Abs. 1 KAG nur aufgrund
einer Satzung erhoben werden. War
diese Satzung – wie es seinerzeit
nach der Rechtsprechung der bran-
denburgischen Verwaltungsgerichte
häufig der Fall war – materiell un-
wirksam, musste nach Auffassung
des Oberverwaltungsgerichts eine
spätere (wirksame) Satzung auf den
Zeitpunkt des Erlasses der ersten un-
wirksamen Satzung zurückwirken.
Dies hatte zur Folge, dass die Bei-
tragspflicht, die eine wirksame Sat-
zung erforderte, in vielen Fällen nur
für eine „juristische Sekunde“ ent-
stand und wegen sofort eintreten-
der rückwirkender Festsetzungsver-
jährung gleich wieder erlosch. Denn
auch die vierjährige Festsetzungsfrist
(§ 12 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b KAG
Bbg in Verbindung mit § 169 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 AO) begann danach mit
dem Schluss des Jahres zu laufen, in
dem die Beitragspflicht (rückwirkend)
entstanden war. Dadurch war es den
Aufgabenträgern in vielen Fällen von
vornherein nicht möglich, Beiträge
für die den Bürgern zugeflossenen
Vorteile zu erlangen. Dem wollte der
Gesetzgeber durch die Neufassung
des § 8 Abs. 7 Satz 2 KAG Bbg
entgegenwirken, die nunmehr eine
rechtswirksame Satzung als Voraus-
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setzung für das Entstehen der Bei-
tragspflicht ausdrücklich vorsah. Im
Jahr 2015 entschied das Bundes-
verfassungsgericht jedoch, dass die
Anwendung der Neufassung des
Gesetzes auf Fallgestaltungen, in de-
nen unter Zugrundelegung der ober-
verwaltungsgerichtlichen Rechtspre-
chung zur früheren Fassung der
Norm Verjährung bereits eingetreten
sei, zu einer verfassungsrechtlich un-
zulässigen Rückwirkung führe. Da-
raufhin erhoben die Kläger nach ei-
nem erfolglos gebliebenen Antrag
auf Wiederaufgreifen des Verwal-
tungsverfahrens nach § 51 VwVfG
Klage auf Schadensersatz in Höhe
des geleisteten Beitrags nebst Erstat-
tung vorgerichtlicher Rechtsanwalts-
kosten. Das LG hat der Klage statt-
gegeben. Auf die Berufungen des
Beklagten und des auf seiner Seite
dem Verfahren als Streithelfer bei-
getretenen Landes hat das OLG
das landgerichtliche Urteil abgeändert
und die Klage abgewiesen. Es hat ei-
nen Anspruch der Kläger sowohl auf
der Grundlage von § 1 Abs. 1 StHG
als auch gemäß § 839 Abs. 1 Satz 1
BGB in Verbindung mit Art. 34
Satz 1 GG verneint. Das Staatshaf-
tungsgesetz sei nicht anwendbar,
weil es nicht um einen Einzelfall
rechtswidrigen Verwaltungshandelns
gehe, sondern um legislatives Un-
recht. Der Amtshaftungsanspruch aus
§ 839 Abs. 1 Satz 1 BGB scheitere
am fehlenden Verschulden der Amts-
träger. Dagegen richtet sich die vom
Berufungsgericht zugelassene Revisi-
on der Kläger. Das Verfahren hat Pi-
lotcharakter für zahlreiche noch an-
hängige Verfahren in Brandenburg.
Der BGH hat auf die Revision der Klä-
ger das Urteil des OLG aufgehoben
und die Sache zur neuen Verhand-
lung und Entscheidung an das Beru-
fungsgericht zurückverwiesen.

Aus den Gründen

Anders als die Instanzgerichte habe
der BGH entschieden, dass der an
die Kläger gerichtete Beitrags-
bescheid nicht deswegen rechtswid-
rig sei, weil die Beitragsforderung in-
folge Festsetzungsverjährung nicht
mehr hätte geltend gemacht wer-
den dürfen. Entgegen der Recht-
sprechung des Oberverwaltungs-
gerichts Brandenburg setzte auch
schon die alte Fassung von § 8
Abs. 7 Satz 2 KAG für das Entstehen

der Beitragspflicht und damit für
den Beginn der Festsetzungsverjäh-
rung das Inkrafttreten einer rechts-
wirksamen Satzung voraus. Dies ha-
be im konkreten Fall zur Folge, dass
der an die Kläger gerichtete Bei-
tragsbescheid vom 15. November
2011 noch vor Eintritt der Festset-
zungsverjährung ergangen sei. An-
ders als verschiedentlich geltend
gemacht, sei der BGH an die Recht-
sprechung des Oberverwaltungs-
gerichts Brandenburg zu § 8 Abs. 7
Satz 2 KAG a.F. nicht gebunden,
sondern habe eine eigenständige
Auslegung dieser Norm vorzuneh-
men. Die Gerichte der ordentlichen
Gerichtsbarkeit seien im Schadens-
ersatzprozess gegen die öffentliche
Hand nur im Rahmen der Rechts-
kraftwirkung an verwaltungsgericht-
liche Entscheidungen gebunden. Dies
setze grundsätzlich die Identität zwi-
schen den Parteien des Verwaltungs-
und des Zivilprozesses voraus, die
hier fehle. Auch die eingangs er-
wähnte Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts entfalte insoweit
keine Bindungswirkung. Ihr habe
zwar die Auslegung des § 8 Abs. 7
Satz 2 KAG Bbg a.F. durch das
zuständige Oberverwaltungsgericht
zugrunde gelegen. Dessen Auslegung
sei aber aufgrund der Funktions-
verteilung zwischen der Fachge-
richtsbarkeit und dem Bundesverfas-
sungsgericht von diesem im Rahmen
der verfassungsrechtlichen Beurtei-
lung der Rückwirkung der neugefass-
ten Norm nicht auf ihre inhaltliche
Richtigkeit zu überprüfen gewesen.
Gerade für Konstellationen wie der
vorliegenden habe das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, dass die
spätere, insbesondere höchstrichterli-
che Auslegung durch die Fachgerich-
te – wie hier – ergeben könne, dass
die in Rede stehende Norm (hier § 8
Abs. 7 Satz 2 KAG a.F.) gerade so zu
verstehen sei, wie es der Gesetzgeber
nachträglich habe festgestellt wissen
wollen, eine Rückwirkung der Neu-
fassung der Vorschrift daher letztlich
doch nicht vorliege.

Die Auslegung von § 8 Abs. 7 Satz 2
KAG a.F. durch den Senat ergebe
sich nicht nur aus Wortlaut, Syste-
matik und Sinn und Zweck der Vor-
schrift, sondern auch aus der Ent-
stehungsgeschichte des § 8 Abs. 7
Satz KAG Bbg a.F. Im Gesetzge-
bungsverfahren zur ersten Fassung

der Norm habe sich der Gesetzgeber
ausdrücklich an der wortgleichen
Vorschrift im nordrhein-westfälischen
Landesrecht orientiert. Nach der sei-
nerzeitigen Auslegung dieser Norm
durch die Rechtsprechung der nord-
rhein-westfälischen Verwaltungsge-
richte sei es nicht zweifelhaft ge-
wesen, dass das Entstehen der
Beitragspflicht eine in formeller und
materieller Hinsicht wirksame Sat-
zung voraussetze. Dementsprechend
habe der Landesgesetzgeber in Bran-
denburg anlässlich der Neufassung
des § 8 Abs. 7 KAG Bbg zutreffend
„klargestellt“, dass er bereits bei Er-
lass der Vorgängernorm auch an die
materielle Wirksamkeit der Beitrags-
satzung habe anknüpfen wollen.
Auch das aus dem Rechtsstaatsprin-
zip abgeleitete verfassungsrechtliche
Gebot der Beitragsklarheit und -vor-
hersehbarkeit gebiete keine abwei-
chende Betrachtung. Vielmehr halte
sich die Inanspruchnahme der Kläger
in dem vom Landesgesetzgeber zur
Umsetzung dieses Grundsatzes ge-
mäß § 19 Abs. 1 Satz 1 KAG Bbg (in
der Fassung des Sechsten Gesetzes
zur Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes) vorgegebenen Rahmen.
Danach dürften Anschlussbeiträge
ungeachtet der Satzungslage nach
Vollendung des 15. Kalenderjahres,
das auf den Eintritt der tatsächlichen
Vorteilslage folge, nicht mehr er-
hoben werden, wobei gemäß § 19
Abs. 1 Satz 3 KAG Bbg der Lauf der
Frist bis zum 3. Oktober 2000 ge-
hemmt gewesen sei, Beiträge damit
erst ab dem 3. Oktober 2015 nicht
mehr hätten festgesetzt werden dür-
fen. Dies begegne jedenfalls dann
keinen rechtlichen Bedenken, wenn
Herstellungsbeiträge erst für nach der
Wiedervereinigung entstandene Auf-
wendungen erhoben würden. Dies
werde durch die Vorschrift des § 18
Satz 1 KAG Bbg sichergestellt.

Das Berufungsgericht werde unter
Berücksichtigung dieser Grundsätze
noch zu klären haben, ob der Inan-
spruchnahme der Kläger § 18 KAG
Bbg entgegengestanden habe, mit-
hin die mit dem Beitrag abzugelten-
den Investitionen sich auf nach dem
3. Oktober 1990 entstandenen Auf-
wand bezögen.

BGH, Urteil vom 27.6.2019 –
III ZR 93/18
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